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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 1]) 7 

a) Terroranschlag in Solingen 7 

b) Stichwaffenattacke in Siegen 30 

2 Gesetz zur Änderung des Statistikgesetzes Nordrhein-Westfalen 33 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9768 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dorothea Deppermann 
(GRÜNE), eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

 
8 nichtöffentlicher Teil mit der Fortsetzung von TOP 1 siehe nöAPr 18/82 
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3 Gesetz über die unabhängige Polizeibeauftragte oder den unabhängigen 

Polizeibeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen 34 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9606 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dorothea Deppermann 
(GRÜNE) und Thomas Schnelle (CDU), eine Präsenzanhörung 
unter Einbeziehung des Petitionsausschusses durchzuführen. 

4 Präventionskampagne gegen zunehmende Messergewalt. Präventions-
arbeit bereits in Flüchtlingsunterkünften starten 35 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9719 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marc Lürbke (FDP), 
sich nachrichtlich an der Anhörung des federführenden Aus-
schusses zu beteiligen. 

5 Vorstellung der Ergebnisse des Projekts zur Klassifikation von Todes-
opfern rechter Gewalt in NRW (ToreG NRW) (Bericht auf Wunsch der 
Landesregierung) 36 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2928 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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6 Vorstellung des Maßnahmenkonzepts gegen Messergewalt im öffent-

lichen Raum (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 40 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2925 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

7 Mutmaßlicher Angriff auf einen Taxifahrer auf Mallorca durch Essener 
Polizisten (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 50 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2936 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

8 Drogenkrieg in NRW – Welche Maßnahmen werden gegen die „Mocro-
Mafia“ ergriffen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 52 

In Verbindung mit: 

 Düsseldorf: Explosion vor Hochhaus – Hat die „Mocro-Mafia“ wieder 
zugeschlagen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2934 
Vertrauliche Vorlage 18/126 

– Wortbeiträge 

9 Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer 
Sicherheit? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 55 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2916 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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10 Sind strengere Anforderungen bei der Überprüfung des Personals von 

privaten Sicherheitsfirmen erforderlich? (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 3]) 56 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2913 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

11 Wie ist die Entwicklung bei queerfeindlichen Übergriffen in Nordrhein-
Westfalen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 57 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2929 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

12 Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität ein-
gestellt? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 58 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2930 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

13 Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es sich 
dabei um ein Attentat? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 59 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2931 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

14 Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet (Bericht be-
antragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 60 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2933 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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15 Wieder mehr Tote durch „Zombiedroge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist 

NRW? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 61 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2932 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

16 Schusswaffeneinsätze gegen mit Messern bewaffnete Männer in Moers 
und in Recklinghausen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 62 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 

17 Verschiedenes 63 

– keine Wortbeiträge 

* * * 
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1 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 1]) 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Form- und fristgerecht ging der Antrag der 
Fraktion der SPD auf eine Aktuelle Viertelstunde zu den Themen „Terroranschlag in 
Solingen“ und „Stichwaffenattacke in einem Bus in Siegen“ ein. Hinsichtlich ersteren 
Themas greift das Instrument der Aktuellen Viertelstunde aus Sicht der Vorsitzenden 
unter Verweis auf § 60 Abs. 2 GO LT NRW nicht, gleichwohl hat sie es aufgrund der 
besonderen Situation ausnahmsweise zugelassen; das zweite Thema hat sie ebenfalls 
zugelassen. Aufgrund der nachfolgenden Tagesordnungspunkte möchte ich darum 
bitten, dass wir uns bei beiden Themen auf jeweils 25 Minuten beschränken. 

a) Terroranschlag in Solingen 

Minister Herbert Reul (IM): Mit Solingen haben wir uns im Innen- und im Integrati-
onsausschuss sowie im Plenum schon befasst; es gab auch Sondersitzungen. Die 
Menschen beschäftigt das Thema logischerweise, und der Vorfall hat viele von ihnen 
nachdenklich gemacht; in der Politik ist es zu einem Umdenken gekommen. 

Es wird zu Recht gefordert, dass Menschen, die keinen Anspruch auf Schutz haben 
oder ihn verwirken, schneller und wirkungsvoller zurückgeführt werden müssen. Unter 
uns: Eigentlich ist das eine Selbstverständlichkeit. Das ist hier ein Rechtsstaat. Es gibt 
auf Bundesebene jetzt auch ein Sicherheitspaket. Es gibt zudem die Bereitschaft, dar-
über zu reden, dass weniger Menschen ins Land gelassen werden sollten; dabei geht 
es um die Frage der Bleibeperspektive. Wir müssen aber auch über die Befugnisse 
reden, die wir haben, um handeln zu können. 

Beim Solinger Fall geht es um einen terroristischen Akt mit drei Toten und noch mehr 
Verletzten, vermutlich beeinflusst durch den Islamischen Staat. Natürlich bietet eine 
so abscheuliche Tat auch Anlass, die bestehenden Befugnisse der Sicherheitsbehör-
den abzuklopfen und uns zu fragen, ob wir an der einen oder anderen Stelle nicht mehr 
machen könnten, mehr machen müssten. Da denke ich vor allen Dingen an das Inter-
net. Haben wir wirklich alle Mittel, die es braucht, um mit dem digitalen Fortschritt mit-
zuhalten? Wir müssen an mehreren Stellen schauen, bestenfalls sachbezogen und 
parteiübergreifend, welche Befugnisse unseren Sicherheitsbehörden fehlen. Es gibt 
da mittlerweile auch einen intensiven Austausch zwischen Bund und Ländern. Das gilt 
übrigens auch mit Blick auf das Verfassungsschutzgesetz NRW, das wir ja in dieser 
Periode anpacken wollen. Ich glaube aber auch, dass man mit schnellen und vor allem 
lautstarken Antworten vorsichtig sein muss. 

Es ist verständlich, dass Sie am aktuellen Sachstand interessiert sind. In der Presse 
gibt es immer wieder neue Spekulationen. Manche davon stiften aber vor allem Un-
ruhe, deswegen werde ich im Rahmen der Möglichkeiten, die ich habe, versuchen, ein 
paar Dinge zu ordnen, ein paar Fragen zu beantworten. Alle Fragen werde ich aber 
nicht beantworten können. 
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In Nordrhein-Westfalen wird unter dem Generalbundesanwalt ermittelt, und deshalb 
stehen Auskünfte zum Ermittlungsverfahren unter seinem Vorbehalt. Das ist keine For-
malität, vielmehr sehe ich das bei diesem Verfahren ganz genauso. Ich weiß, dass 
laufende Ermittlungen zu ungeheuer vielen Varianten führen können, von denen man 
vorher nichts wissen kann. Wenn falsche Informationen öffentlich würden, könnten die 
Ermittlungen gestört werden, wobei es dabei weniger um die Ermittlungen gegen den 
Tatverdächtigen geht, weil zu dem schon viele Informationen gesammelt wurden, son-
dern vielmehr darum, dass Möglichkeiten verhindert werden könnten. Die Informati-
onsweitergabe des GBA ist deshalb zurückhaltend. Das kann ich in dem Fall wie ge-
sagt sehr gut nachvollziehen. 

Berichten kann ich, dass im Düsseldorfer Polizeipräsidium aktuell eine fest eingesetzte 
Ermittlungskommission arbeitet; 50 Ermittlerinnen und Ermittler sind intensiv beteiligt, 
zusätzlich gibt es Unterstützung vom Bundeskriminalamt. Die Zusammenarbeit klappt 
in dem Fall übrigens außerordentlich gut – das will ich sagen, weil man diesbezüglich 
nicht immer Gutes zu berichten hat. Das ist mit der vorherigen BAO-Struktur – über 
die ich bereits berichtet hatte – natürlich nicht zu vergleichen. 

Es werden Zeugen vernommen, potenzielle Kontaktpersonen ermittelt und Videos, 
Spuren, Asservate ausgewertet. Eingegangen sind 900 Hinweise – von denen ich 
auch schon berichtet hatte –, die mittlerweile bewertet wurden. Rund die Hälfte davon 
hat den Ermittlerinnen und Ermittlern nicht weitergeholfen – damit Sie das Problem 
hinsichtlich der Quantität kennen. Über 400 Hinweise werden im Moment weiterver-
folgt. Im Einzelnen gibt es 100 Videodateien, etwa 250 Bilddateien und über 50 sons-
tige Hinweise. Hier ist jetzt eine akribische Auswertung gefordert, damit kein Detail 
übersehen wird. Jeder kleinen Spur wird nachgegangen. 

Zum Bekennervideo kann ich einige Sätze sagen: Das Video soll vom Propagandakanal 
Amaq des sogenannten Islamischen Staates veröffentlicht worden sein. Amaq wurde 
übrigens auch genutzt, um das Bekennerschreiben zum Attentat auf den Berliner Breit-
scheidplatz im Dezember 2016 zu verbreiten. Das ist also ein wichtiger Hinweis. Sie 
können sich sicherlich vorstellen, wie intensiv das Video jetzt von meinen Experten 
geprüft wird. Es besteht aus mehreren Teilen. Vor allen Dingen geht es darum, ob dem 
Täter damit tatsächlich eine IS-Mitgliedschaft nachgewiesen werden kann. 

Wir müssen außerdem aufhellen, wo der Täter zwischen Tat und Festnahme war, ob 
er jemanden getroffen hat, wen er getroffen hat, was er gemacht hat. Rund 24 Stunden 
fehlen uns im Moment. Dazu haben wir keine Erkenntnisse, zumindest keine, die ver-
öffentlicht werden könnten. 

Die Frage, wann der Täter sich radikalisiert hat, möchte ich auch gerne beantwortet 
haben. Dazu hat ja jeder seine eigene Theorie. Das sind aber vor allem Meinungen, 
Fakten gibt es wenige. Wir hoffen, dass wir im Laufe der Ermittlungen Fakten dazu 
bekommen, um bewerten zu können, wo die Radikalisierung passiert ist. Es könnte im 
Heimatland passiert sein, er könnte schon radikalisiert angekommen sein, es könnte 
im Laufe der Zeit über das Internet passiert sein, es könnte in der Flüchtlingsunterkunft 
passiert sein, es könnte in der Moschee passiert sein. Könnte, könnte, könnte – wir 
haben bisher keine Anhaltspunkte. Es macht keinen Sinn, darüber zu spekulieren. Die 
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Frage ist aber nicht unwichtig. Das gilt wahrscheinlich nicht so sehr für diesen Fall, 
aber für künftige. 

Es gab eine Plakataktion in Solingen – dazu will ich auch einige Sätze sagen –: Natür-
lich haben wir damit gerechnet. Wir hatten in der Debatte schon angedeutet, dass solche 
Aktionen von den üblichen Gruppierungen instrumentalisiert werden. Zuerst gab es die 
Versammlungen der rechtsextremen Szene, dann die Internethetze und jetzt über 30 
Plakate mit der Aufschrift: „Klingenstadt Solingen – Zentrum der Messermigration“. Die 
Plakate wurden natürlich längst abgenommen, und Ermittlungsverfahren wurden ein-
geleitet. Klar ist, dass die rechtsextreme politische Bewegung Revolte Rheinland da-
hintersteckt. Die Ermittlungen zum Gesamtverfahren dauern aber noch an. 

Viel Neues gibt nicht – tut mir leid –, aber so lange ist unsere letzte Debatte ja auch 
noch nicht her. 

Christina Kampmann (SPD): Es gibt einen Punkt, den ich ehrlich gesagt immer noch 
nicht verstehe. Sie sagen immer, keine schnellen Antworten geben zu können. Wir 
haben hier im Ausschuss aber schon so häufig über das Thema des Islamismus ge-
sprochen. Es gab schon islamistische Anschläge in Nordrhein-Westfalen, zudem zahl-
reiche vereitelte. Wir haben immer wieder darüber gesprochen, dass der ISPK erstarkt 
sei. Nachdem wir schon oft über das Thema „Messergewalt“ diskutiert hatten, haben 
Sie endlich einen Zehnpunkteplan gegen Messergewalt vorgelegt. Ich frage mich, wo 
Ihr Zehnpunkteplan gegen den Islamismus bleibt. Sie haben wieder keine einzige Ge-
genmaßnahme genannt. Es hilft nicht, wenn wir uns in dieser Sache immer nur Fragen 
stellen. Sie sind der verantwortliche Minister in Nordrhein-Westfalen. Wir diskutieren 
das Thema schon so lange. Wir fordern Sie auf, endlich aktiv zu werden und beherzt 
dagegen vorzugehen. Kürzungen beim Verfassungsschutz – das werden wir später 
noch diskutieren – können ja wohl nicht die richtige Antwort sein. 

Unsere Fragen lauten daher: Welche Konsequenzen ziehen Sie, und zwar nicht nur 
aus diesem Anschlag, sondern auch aus allem, was davor passiert ist? Wie ist die 
Antwort dieser Landesregierung auf das Erstarken des Islamismus? Wann haben Sie 
an dem Wochenende, an dem der Anschlag passiert ist, Ihre Kollegin Frau Paul infor-
miert, wann haben Sie zum ersten Mal mit ihr gesprochen? 

Wir finden es höchst unbefriedigend – Sie sprachen es gerade an –, dass es offen-
sichtlich immer noch keinerlei Anhaltspunkte hinsichtlich der Radikalisierung gibt. 
Wenn ich es richtig verstanden habe, ist der Tatverdächtige zusammen mit seiner Fa-
milie aus einer Region in Syrien geflohen, die vom IS kontrolliert wurde. Es ist daher 
einerseits schwer vorstellbar, dass er sich schon dort radikalisiert hat; andererseits ist 
es schwer vorstellbar, dass sich jemand mitten in Nordrhein-Westfalen radikalisiert, 
und keine Sicherheitsbehörde bekommt irgendetwas davon mit. Oder ist es aus Ihrer 
Sicht vorstellbar, dass sich in unseren Unterkünften jemand radikalisiert und keiner 
bekommt es mit? Wenn Sie dazu ausführen könnten, wären wir Ihnen sehr dankbar. 

Marc Lürbke (FDP): Ich kann da im Grunde direkt anschließen. Ich stelle mir auch die 
Frage, was nach Solingen die konkreten landespolitischen Maßnahmen hinsichtlich 
der inneren Sicherheit, des Kampfes gegen den Islamismus sind. Innere Sicherheit ist 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/655 

Innenausschuss 05.09.2024 
39. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Ländersache, aber ich nehme sehr viele Fingerzeige nach Berlin wahr. Ich glaube 
nicht, dass das reicht. 

Herr Minister, hat innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen wieder Priorität, auch im 
Haushalt? Solingen muss ein Wendepunkt sein. Wird man das im Haushalt sehen? 
Ändern Sie den vorliegenden Entwurf noch ab? Ich finde, das wäre mehr als geboten. 
Es reicht nicht, zu sagen, „Der Haushalt wächst“, wenn es nicht da passiert, wo es 
nötig wäre, nämlich bei der Ausbildung, beim Verfassungsschutz, bei Maßnahmen, die 
direkte Wirkung gegen Extremismus erzielen könnten. In Wahrheit sparen Sie da – wir 
werden gleich noch intensiver darüber sprechen. Mit fehlt es an einer Priorisierung, die 
wir nach Solingen eigentlich bräuchten. 

Herr Minister, jetzt mal Butter bei die Fische: Sie haben gerade nebenbei gesagt, dass 
sie das Verfassungsschutzgesetz angehen wollten. Sie selbst, der Ministerpräsident, 
Ihre Partei sind relativ schnell damit, nach Berlin zu zeigen und zu sagen: Wir müssen 
Vorratsdatenspeicherung haben, das muss jetzt mal kommen usw. – Sie selbst sagen, 
Sie wollten beim Verfassungsschutzgesetz keine Schnellschüsse. Das wären aber 
keine Schnellschüsse. Wir haben es gerade nochmal nachgeguckt: Das Bundesver-
fassungsgericht hat Nordrhein-Westfalen vor rund zweieinhalb Jahren den Auftrag er-
teilt, das Verfassungsschutzgesetz anzupacken. Das wäre also kein Schnellschuss, 
vielmehr müsste da in der Zwischenzeit etwas passiert sein. Bitte stellen Sie dem In-
nenausschuss als zuständigem Gremium vor, was Sie da planen und wo die Probleme 
sind. Vielleicht kann man aus der Opposition heraus ja mithelfen, wenn Sie mit Ihrem 
grünen Koalitionspartner Probleme haben. 

(Lachen von Dorothea Deppermann [GRÜNE]) 

Wir müssen in diesen Fragen vorwärtskommen, und Sie sollten hier etwas Konkretes 
vorstellen. 

Der aktuelle Entwurf sieht vor, dass die Gelder für den Verfassungsschutz gekürzt 
werden. Das ist nach Solingen ein absolutes Unding. Wir reden seit Jahren darüber, 
dass die Aufgaben für den Verfassungsschutz zunähmen, dass es mehr Extremismus 
in allen Bereichen gebe. Die Ressourcen müssten dann auch gestärkt werden, aber 
Ihre Landesregierung macht das Gegenteil. Sicherheit auf Lücke wegen knapper Kas-
sen halte ich für hochgradig gefährlich. Sie brauchen eine Initiative für mehr Sicherheit, 
eine Priorisierung der inneren Sicherheit innerhalb der Landesregierung. Das ist alles 
Ländersache, da müssen Sie ran. Deswegen lauten die Fragen: Was ist konkret ge-
plant? Was haben Sie seit Solingen angepackt? 

Da Sie zum Radikalisierungsweg und all diesen Punkten so gar nichts sagen können, 
werde ich jetzt auch nicht die Fragen stellen, die ich dazu auf dem Zettel habe. Viel-
leicht können Sie aber dahin gehend für Klarheit sorgen, ob die Meldungen über die 
IS-Flagge in der Unterkunft in Solingen stimmen oder nicht; diesbezüglich gab es ges-
tern im Integrationsausschuss Verwirrung. 

Markus Wagner (AfD): Wir haben nach Solingen viel gehört, beispielsweise von un-
serem Ministerpräsidenten, der meinte, dass man offen über mehr Rückführungen 
sprechen, dass man Recht und Gesetz konsequent anwenden bzw. umsetzen müsse. 
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Aus einem Bericht der WELT erfahre ich heute, dass die Errichtung einer zweiten Ab-
schiebehaftanstalt in Nordrhein-Westfalen ad acta gelegt worden sei. Wie passt das 
eigentlich mit den Aussagen des Ministerpräsidenten zusammen, dass man über mehr 
Rückführungen sprechen müsse, auch nach Syrien und Afghanistan? Die zweite Ab-
schiebehaftanstalt ad acta zu legen, ist das Gegenteil dessen, was der Ministerpräsi-
dent angekündigt hat. Es verstärkt sich der Eindruck, dass nach Solingen alles so wei-
tergehen soll wie bisher. 

Herr Minister, das zeigt wieder einmal, dass Abschiebungen, da wo sie möglich sind, 
in den Bereich des Innenministeriums gehören, da sie sicherheitsrelevant sind. Diese 
Sicherheitsrelevanz scheint mir beim derzeit zuständigen Ministerium nicht gesehen 
zu werden, ganz im Gegenteil. 

Die bereits gestellte Frage nach der IS-Flagge hätte ich auch gehabt. Mir ist aber noch 
etwas aufgefallen. Wenn ich richtig verstanden habe, was Sie gesagt haben, konnte 
eine IS-Mitgliedschaft des Täters bislang nicht festgestellt bzw. nachgewiesen werden. 
Ich glaube, der IS vergibt keine Mitgliedsausweise. Ich frage mich also, wie man eine 
Mitgliedschaft im IS eigentlich feststellen kann. Ist es nicht vielmehr so, dass ein At-
tentäter sich einfach dazu entschließt, dem IS zu folgen? Ich glaube nicht, dass es da 
Mitgliederlisten oder Ähnliches gibt. Von daher frage ich Sie: Wie wollen Sie feststel-
len, ob jemand dem IS angehört oder – in Anführungsstrichen – nur aus eigenem Ent-
schluss – warum auch immer – für den IS tätig geworden ist? 

Die Schlussfolgerung, dass der Täter sich in Deutschland radikalisiert habe, weil er mit 
seiner Familie aus einem Gebiet geflohen sei, über das der IS die Kontrolle ausgeübt 
habe, halte ich für etwas gewagt. Ich kann mir schon vorstellen, dass Leute, die aus 
IS-Gebieten nach Deutschland kommen, das im Auftrag des IS tun, sich also bereits 
in ihrer Heimat radikalisiert haben. Mit solchen Schlussfolgerungen wäre ich also vor-
sichtig. 

Andreas Bialas (SPD): Sie haben gesagt, dass Menschen, die keinen Anspruch auf 
Schutz hätten, zurückgeführt werden müssten. Ich frage, wie viele Personen aktuell in 
Nordrhein-Westfalen sind, die abgeschoben werden könnten, die für ihren Aufenthalt 
keine Rechtsgrundlage mehr haben, die ausreisepflichtig sind, die kriminell sind, die 
als Gefährder eingestuft sind, die in nicht unwesentlichem Maße die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung beeinträchtigen. Wie viele potenzielle Gefährder oder Kriminelle 
könnten derzeit also ausgewiesen werden, und welche Maßnahmen werden diesbe-
züglich ergriffen? Was ist in der letzten Woche veranlasst worden? Das Instrumenta-
rium der ausgeschriebenen Haftbefehle haben wir auch im Zusammenhang mit Ab-
schiebungen. Wie viele davon wurden veranlasst? 

Hier scheint es sich ja um einen Terrorakt gehandelt zu haben. Wir kennen die Hinter-
gründe aber nicht. Möglicherweise war es auch ein psychisch geschädigter Mensch, 
der keine Bleibeperspektive mehr gesehen hat, und dann ist diese Tat erfolgt. Es gibt 
selbstverständlich die Möglichkeit, dass hier ein Zusammenhang besteht, aber wir wis-
sen es nicht. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/655 

Innenausschuss 05.09.2024 
39. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
Wir sehen allerdings, dass wir in Nordrhein-Westfalen bei der Gewaltkriminalität die 
höchsten Zahlen ever hatten; das betrifft Messergewalt, häusliche Gewalt, Gewalt ge-
gen Rettungs- bzw. Einsatzkräfte. Deswegen die konkrete Frage – auch ich betrachte 
Solingen als Wendepunkt –: Hat es in der letzten Woche von Ihnen oder vom Minis-
terpräsidenten eine Initiative gegeben – weil Sie das immer wieder als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe klassifizieren –, im Zuge derer sich sämtliche Häuser zusammen-
setzen und ein Gesamtkonzept gegen die Gewalt entwickeln, damit wir endlich von 
diesem großen Potenzial wegkommen? 

Dorothea Deppermann (GRÜNE): Ich möchte jetzt gerne zum Kern zurückkehren: 
Wir sprechen nicht allgemein über Gewaltkriminalität, sondern über Solingen, also ei-
nen ganz konkreten Fall, vermutlich ein IS-Terrorakt. Wir wissen zum jetzigen Zeit-
punkt sehr wenig über den Radikalisierungsprozess, der stattgefunden hat oder auch 
nicht. Wir wissen sehr wenig über Unterstützer, die dort waren oder auch nicht. Ich 
finde, dass wir das abwarten müssen. Wir müssen dem Generalbundesanwalt Zeit 
geben, das zu ermitteln, um dann auf einer validen Grundlage weiter diskutieren zu 
können. 

So ehrlich muss man sein: Als Parlament kann man natürlich den Wunsch haben, Ra-
dikalisierung zu verhindern, aber man kann es nie vollständig ausschließen. Derartige 
Maßnahmen kann man nicht versprechen, weil man das nie wird einhalten können. Es 
braucht dafür auch Maßnahmen, die außerhalb des Innenressorts liegen. 

(Andreas Bialas [SPD]: Dafür gibt es Abstimmung!) 

Sie hatten vorhin schon angesprochen, dass es Demonstrationen und Plakataktionen 
von der rechten Szene gegeben habe. Sie hatten in einer früheren Innenausschuss-
sitzung darauf hingewiesen, dass es derzeit viel Aktivität in der rechten Szene gebe. 
Meine Nachfrage: Stellen Sie derzeit weitere Aktivitäten fest, oder hat sich das wieder 
ein wenig beruhigt? 

Mich würde zudem interessieren, wie Sie die Situation in Solingen heute einschätzen, 
sowohl hinsichtlich der Polizei als auch der gesamten Bevölkerung. 

Gregor Golland (CDU): Es ist schon bemerkenswert, wie sich die Opposition knapp 
zwei Wochen nach dem furchtbaren Anschlag von Solingen darin überbietet, Forde-
rungen zu stellen: 

(Zurufe von Christina Kampmann [SPD] und Marc Lürbke [FDP]) 

Es müssten sofort Maßnahmen auf den Tisch, um so etwas künftig zu verhindern. 

(Andreas Bialas [SPD]: Die liegen seit Jahren auf dem Tisch! – Bene-
dikt Falszewski [SPD]: Wir warten darauf, dass Herr Jäger schuld sei!) 

Wenn wir das vorher gewusst hätten, hätten wir natürlich etwas dagegen tun können. 
Aber jetzt – der Minister hat dazu ausgeführt – ist man noch mitten in der Aufklärung. 
Allein die Spekulationen darüber, ob man hätte sehen können, dass er sich radikali-
siert: Was machen Sie denn mit einem intelligenten Attentäter, einem Schläfer, der 
bewusst vortäuscht, er sei superintegriert und habe überhaupt keine Ambitionen, hier 
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etwas Schlimmes anzurichten, aber genau deswegen untertaucht, nicht auf dem Ra-
dar ist, um dann einen Anschlag zu begehen? Denken Sie doch mal an die Anschläge 
vom 11. September. Hätte man dem damaligen Studenten Mohammed Atta aus Ham-
burg zugetraut, mit einem Flugzeug in das World Trade Center zu fliegen? Hat er vor-
her im Internet damit geprahlt, dass er so etwas machen werde? Hatte man ihn auf 
dem Schirm? 

(Christina Kampmann [SPD]: Ich dachte, wir reden über Solingen!) 

Die deutschen Sicherheitsbehörden schon mal gar nicht, denen fehlen ja auch die In-
strumente. 

(Zurufe von Christina Kampmann [SPD] und Benedikt Falszewski 
[SPD]) 

Schöne Grüße nach Berlin, Herr Lürbke. Jetzt hier etwas einzufordern, was die FDP 
seit Jahren verhindert, etwa Vorratsdatenspeicherung, ist schon ein Stück weit unver-
schämt. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Bleiben Sie in Nordrhein-Westfalen!) 

Zum Thema der Gefährder und wie viele davon ausreisepflichtig sind, Herr Bialas: Ich 
kann mich noch gut daran erinnern, sieben Jahre lang da gesessen zu haben, wo Sie 
jetzt sitzen, nämlich auf der machtlosen Seite der Opposition. Damals konnte Innen-
minister Ralf Jäger keinen einzigen Gefährder abschieben. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Bingo! – Zuruf von Christina Kampmann 
[SPD]) 

– Sie waren nicht dabei, hören Sie zu: 

(Zuruf) 

Er konnte keinen einzigen Gefährder abschieben. Das sei alles rechtlich nicht möglich. 
Seit wir hier einen Regierungswechsel hatten, sind weit über 100 abgeschoben wor-
den. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Seit sieben Jahren! – Christina Kamp-
mann [SPD]: Wir wissen es nicht! Ich habe keine Antwort auf meine 
Frage bekommen!) 

Sieh an: wo ein Wille, da ein Weg. Sie können sicher sein, dass wir die rechtlichen 
Instrumentarien, soweit sie in Landeshand liegen, nachschärfen werden. Der Minister-
präsident hat es eindeutig gesagt: Wenn Fehler passiert sind, werden sie erstens klar 
benannt und zweitens abgestellt. – Das ist übrigens ganz anders als das, was bei 
Ihnen nach der Kölner Silvesternacht passiert ist. 

(Zuruf) 

Umgang mit Krisen – das ist ganz entscheidend. 

Was die Sicherheitspolitik angeht, sind wir in Nordrhein-Westfalen immer noch sehr 
weit vorne. Wir haben schon von null Toleranz gesprochen, da wollten Sie die Worte 
noch nicht einmal hören. Das werden wir so weitermachen. 
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(Christina Kampmann [SPD]: Davon merkt man nur nichts! – Zuruf von 
Benedikt Falszewski [SPD]) 

Wir haben viel in Aufklärungs- bzw. Deradikalisierungsprogramme wie „Wegweiser“ 
investiert. Man kann noch viel mehr tun, es geht immer noch mehr – da gebe ich Ihnen 
recht. Wir müssen vor allen Dingen gegen diese furchtbare Internethetze vorgehen, 
gegen die Prediger auf TikTok, auf Instagram. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Deshalb kürzen Sie auch beim Verfas-
sungsschutz!) 

Deren Profile müsste man sperren, müsste man löschen. Ich glaube aber nicht, dass 
wir das allein auf Landesebene können. Es reicht nicht, die Blaue Moschee in Ham-
burg zu schließen, wir müssen auch die Plattformen für diese Typen schließen. Dann 
wäre schon viel gewonnen. 

Ansonsten brauchen die Nachrichtendienste dieses Staates wahrscheinlich ein paar 
Instrumente mehr, um gewisse Dinge im Vorfeld sehen zu können. Dazu könnten Sie 
ja mal ein paar Vorschläge machen. Das, was zu diesem Thema bisher aus Berlin 
gekommen ist, war sehr dünn. 

(Christina Kampmann [SPD]: Das war immerhin mehr als das, was 
von Ihnen gekommen ist!) 

Minister Herbert Reul (IM): Ich empfehle, die Thematik der Haftbefehle mit dem Jus-
tizminister abzuklären. Fragen zu Abschiebungen werde ich auch nicht beantworten, 
weil das gar nicht meine Zuständigkeit ist. Wie käme ich dazu? Ich habe auch die 
Daten nicht. Um Fragen danach, wie viele Gefährder abgeschoben worden sind, wie 
viele noch da sind, ging es im zuständigen Ausschuss. Da hätte das beantwortet wer-
den können. 

(Christina Kampmann [SPD]: Aber Herr Golland weiß es doch!) 

Ich kann das nicht beantworten, und ich mische mich auch nicht in die Aufgaben mei-
ner Kolleginnen und Kollegen ein. 

Die Frage nach der IS-Flagge kann man schnell beantworten. 

(Zwiegespräch zwischen Christina Kampmann [SPD] und Benedikt 
Falszewski [SPD]) 

– Jetzt würde ich zuhören, sonst fragen Sie das noch mal, und es heißt wieder, ich 
hätte nicht geantwortet. – Hinsichtlich der IS-Flagge gibt es folgenden Sachverhalt: Wir 
haben schon ganz viele Bewohner dieser Flüchtlingsunterkunft befragt, aber noch 
nicht alle. Mehr als die Hälfte haben wir befragt, und von denen hat keiner die Flagge 
gesehen. Das ist der Kenntnisstand heute. Somit kann man sagen, dass es relativ 
wahrscheinlich ist, dass es keine Flagge gab. Es könnte aber auch sein, dass irgend-
jemand sagt, vielleicht der Allerletzte, den wir befragen, dass er die Flagge gesehen 
habe. Daran sehen Sie, dass solche Fragen zwar sehr intelligent und interessant sein 
mögen, man sie aber jetzt gar nicht abschließend beantworten kann, jedenfalls nicht, 
wenn man sie ehrlich beantworten will. Es ist klüger, zu sagen: Das warten wir ab. 
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Zum Thema des Verfassungsschutzes bzw. des Sparens: Ich erlaube mit den Hinweis, 
dass der Verfassungsschutz 11,12 Millionen Euro hatte, als ich diese Aufgabe über-
nommen habe. Mittlerweile ist er mit über 18 Millionen Euro an Haushaltsmitteln aus-
gestattet. Das ist keine Absenkung, sondern eine gigantische Steigerung. Wir können 
das auch mit Stellen hinterlegen. Wenn jemand den Verfassungsschutz in den letzten 
Jahren auf- bzw. ausgebaut hat, dann waren wir das, das ist klar. Das gilt unabhängig 
von der Frage, Herr Lürbke, wie wir aufgrund der aktuellen Haushaltslage jetzt damit 
umgehen. Sie müssen uns aber bitte dabei helfen – ich sage es mal positiv –, dass die 
ungeheuren Belastungen, die wir durch Berliner Entscheidungen haben, zurückge-
nommen werden. Dann könnten wir mehr ausgeben. Wenn uns aber im Haushalt 
11 Milliarden Euro fehlen, ist klar, dass jeder einen Beitrag leisten muss. Sie haben 
recht damit, dass man aufgrund der aktuellen Lage schauen muss, ob die Gewichtung, 
die Verteilung richtig sind und ob man Spielräume hat oder nicht. Darauf kommen wir 
gleich bei einem anderen Tagesordnungspunkt noch zu sprechen. Die Haushaltsbe-
ratungen werden uns natürlich auch noch begleiten. 

Zur Frage danach, wie wir es nicht wissen könnten, wo der sich radikalisiert habe: Weil 
ich kein Hellseher bin, Frau Kampmann. Wenn Sie wissen, wo der sich radikalisiert 
hat, bitte ich um Auskunft, weil wir das auch sehr gerne wissen würden. Der General-
bundesanwalt, das Bundeskriminalamt, alle Kriminalbeamten, die wir eingesetzt ha-
ben, arbeiten an genau dieser Frage. Vielleicht sind die im Gegensatz zu Ihnen einfach 
zu blöd, ich glaube aber nicht. Vielleicht sind die auch nicht fleißig genug, das glaube 
ich aber auch nicht. Vielmehr arbeiten die unter Hochdruck und versuchen, alle Fakten 
zusammenzubekommen. Da sie die Fakten bisher aber nicht haben, können sie keine 
Aussage machen. Eine Aussage nach dem Motto „Wir haben das Gefühl; es könnte 
sein; möglicherweise ist …“ wäre Schwachsinn, wäre unverantwortlich und würde 
möglicherweise die Ermittlungen gefährden. Die Radikalisierung kann zu Hause pas-
siert sein, und er ist dann hier untergetaucht und hat sich das nicht anmerken lassen. 
Radikalisierung kann auch durch Netzkontakte, durch Kontakte in Moscheen, durch 
Kontakte in Flüchtlingsunterkünften passieren. Zu keinem dieser Punkte haben wir bis-
her ausreichende Hinweise. Somit kann man diese Frage nicht beantworten. Das als 
Vorwurf zu erheben, finde ich nicht fair. Das können Sie zwar machen, aber das glaubt 
Ihnen sowieso kein Mensch. Bei der Polizei sind nämliche gründliche Handwerker und 
keine Traumtänzer oder Fantasten. Ich würde mir verbitten, dass Kriminalisten mir 
Auskünfte nach dem Motto „Wir haben das Gefühl; es könnte sein …“ gäben. Das geht 
nicht. Dann würden Sie mich in der nächsten Sitzung, spätestens im PUA hinrichten, 
weil ich das gesagt hätte, aber es gar nicht so gewesen wäre. Sie kriegen dann eine 
Aussage, wenn die Fakten klar sind und keine Sekunde vorher. Es gibt bisher keine 
Anhaltspunkte, außer denjenigen, dass er am Ende radikalisiert war und wie beschrie-
ben Kontakte zum IS hatte. 

Die Frage nach der Flagge habe ich schon beantwortet. Es gibt bisher wie gesagt 
keinen Hinweis darauf, obwohl mehr als die Hälfte der Mitbewohner befragt worden 
ist. Kein Mensch hat diese Flagge gesehen. Das soll es auch geben, dass Journalis-
ten – und es gibt ja sehr interessante unterschiedliche Medien – so etwas leichtfertig 
verkünden. Wait and see – wir schauen, wie das Ergebnis aussieht. 
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Was tun Sie gegen Islamismus? – Diese Frage finde ich unter uns gesagt fast witzig. 
Seit 2021 haben wir sechs Fälle verhindert. Wenn Sie sagen, diese Polizisten, dieser 
Verfassungsschutz seien unfähig, sage ich Ihnen: Das halte ich für eine Frechheit, 
eine totale Frechheit. Sie fragen: „Was haben Sie eigentlich gemacht?“, und sagen: 
„Sie kriegen ja nichts auf die Reihe“. 

(Beifall – Christina Kampmann [SPD]: Das hat doch keiner gesagt! – 
Benedikt Falszewski [SPD]: Das hat niemand gesagt, Herr Reul! Das 
finde ich unfair! Das hat niemand gesagt! – Zuruf: Wer hat das denn 
gesagt?) 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Ruhe, bitte! 

Minister Herbert Reul (IM): Sie haben gefragt: Was haben Sie eigentlich gemacht? 
Haben Sie eigentlich überhaupt etwas hingekriegt? – Ich sage Ihnen: ja. 

(Marc Lürbke [FDP]: Das war keine Kritik am Verfassungsschutz! – 
Weitere Zurufe) 

– Nein, am Minister. Entschuldigung, aber was ist das an der Stelle denn für ein Un-
terschied? 

(Lachen von Benedikt Falszewski [SPD]: Das ist ein großer Unter-
schied! – Weitere Zurufe) 

Ich bin verantwortlich dafür. Oder habe ich das falsch verstanden? Sie sagen, ich sei 
verantwortlich für alles, was passiere und was nicht passiere. Da sechs Taten verhin-
dert worden sind, könnten Sie doch den Satz sagen: Reul, das haben Sie super ge-
macht. – Das könnten Sie sagen, das wäre eine Idee. Aber das verlange ich ja gar 
nicht, das wäre übertrieben. Sechs Taten sind jedenfalls verhindert worden. 

Im Gegensatz zu meiner Bundeskollegin bin ich nicht der Meinung, dass man drei 
Tage danach sagen sollte, was man machen wolle. Nach Lügde, nach allen Fällen 
habe ich mich wochenlang beschimpfen lassen und am Ende ganz viel verändert. Da-
bei bleibe ich, das werde ich jetzt wieder so gründlich machen. Ich glaube nicht, dass 
man direkt nach Solingen sagen kann: Wir machen etwas wegen der Messer, kürzer 
oder länger oder sonst etwas. – Entschuldigung, aber das hat mit dem Fall nichts zu 
tun. Das ist totaler Quatsch. Den Terrorismus zu bekämpfen, hat etwas mit anderen 
Fragen zu tun. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das ist Ihre Aufgabe!) 

Ich hatte bereits versucht, es zu beschreiben, und gehofft, dass der eine oder andere 
verstanden hätte, was ich meine. Das Problem ist mit technischen Möglichkeiten oder 
zehn Leuten mehr im Verfassungsschutz nicht zu lösen. Das verlangt ein bisschen 
mehr Nachdenken, Gründlichkeit und vor allen Dingen Erkenntnisse dazu, was in So-
lingen war. Konsequenzen kann man erst ziehen, wenn man eine saubere Analyse 
hat. Die haben wir noch nicht. Wir wissen, wer der Täter ist. Das war eine Superleis-
tung der Polizei. Innerhalb von 24 Stunden haben wir ihn erwischt. Wir haben sehr 
viele Beweistücke – das habe ich bereits vorgetragen –, die dazu führen könnten, dass 
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er verurteilt wird. Das warten wir ab, das ist Sache der Gerichte. Es ist ganz wichtig, 
zu wissen, was dazu geführt hat, sonst weiß man nicht, was man machen muss. Des-
wegen ist eine Analyse die Voraussetzung. Im Übrigen muss man klar sagen: Ich 
glaube nicht, dass das mit technischen Möglichkeiten oder mehr Geld zu lösen ist. 

Wir werden an den bedeutsamen Fragen nicht vorbeikommen: Kann es sein, dass es 
etwas mit der Anzahl der Menschen, die von außen hierherkommen, zu tun hat? Wenn 
das bejaht wird, hat das Konsequenzen. Dann müssen weitere Fragen beantwortet 
werden: Wie gehen wir mit Zuwanderung um? Das ist bekanntermaßen keine Landes-
politik, tut mir leid. Wenn ich dafür zuständig wäre, wüsste ich schon, wie das entschie-
den würde. Aber ich bin nicht zuständig und kann deswegen nur einen klugen Rat 
geben und um Hilfe, um Unterstützung, um Mehrheiten bitten, und zwar über Partei-
grenzen hinweg, weil es sonst nicht funktioniert. 

Eine weitere Frage ist, warum man solche Leute immer erst so spät entdeckt. Was 
meinen Sie wohl, wie mich die umtreibt? Ich bin aber kein Hellseher. Es gibt drei grund-
sätzliche Methoden. Eine davon ist, alles zu überwachen, was an Kommunikation statt-
findet, um diejenigen zu erwischen, die so etwas planen. Das ist die amerikanische 
Verfahrensweise. Ich glaube, das will hier im Saal keiner, ich zumindest nicht. Das 
ginge aber. Dann hätte man auch keine hundertprozentige Chance, aber natürlich eine 
viele höhere, als wenn man gar nicht überwacht. Eine weitere Methode ist – so machen 
wir es im Moment –, zunächst einmal überhaupt nichts zu überwachen, gar nichts ab-
zuhören. Wir hören Kommunikation immer erst dann ab, wenn es einen begründeten 
Verdacht, eine richterliche Entscheidung gibt, und zwar nicht, weil wir zu blöd sind, 
sondern weil wir nicht anders dürfen. Ich habe das Recht nicht gemacht. Ich habe 
berechtigte Zweifel – das habe ich oft genug gesagt –, ob das ausreicht. Deswegen 
lasse ich mir nicht die Schuld dafür in die Schuhe schieben, dass wir nicht wissen, 
warum der Typ sich so verhalten hat. Die dritte Methode liegt dazwischen und besteht 
darin, klug und unaufgeregt darüber nachzudenken, an welchen Stellen man den Si-
cherheitsorganen unter welchen Bedingungen die Möglichkeit geben kann, Informati-
onen aus dem Netz abzufischen. Klar ist nämlich, dass wahnsinnig viel der Kommuni-
kation, die uns interessiert, im Netz und nicht auf der Straße stattfindet. Deswegen 
müssen wir diese Frage beantworten. Sie wird aber bedauerlicherweise nicht in Düs-
seldorf beantwortet werden können. Das hat mit Schuldzuweisungen nichts zu tun, 
vielmehr ist das eine nüchterne Analyse. Jeder weiß, dass das eine Gesetzgebung ist, 
die bundesweite Bedeutung hat. Ob wir es wollen oder nicht: Dieser schwierigen Frage 
müssen wir uns stellen. Gegenseitige Beschimpfungen nützen da nichts. 

Darum habe ich mich auch im Plenum so aufgeregt. Es regt mich irre auf, dass wir 
wegen dieses Hin- und Herschiebens von Schuld die eigentlichen Fragen nicht beant-
worten, und in drei Monaten oder wann auch immer findet wieder etwas statt. Wir ha-
ben uns an diesen Fragen vorbeigemogelt. 

(Zuruf von Christina Kampmann [SPD] – Lachen von Benedikt 
Falszewski [SPD]) 

Fragen, die beantwortet werden müssen: Wie ist das mit der Zuwanderung? Wann 
kriegen wir welche Vorerkenntnisse? Wie weit können wir gehen? Wer entscheidet 
das? Welche Rolle spielen Richter dabei? Wo ist Schluss, weil wir sagen, das wollen 
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wir wegen des Datenschutzes nicht? Das ist nicht einfach, das weiß ich, aber genau 
deshalb muss man darüber nachdenken. Wer diese Fragen nicht diskutiert, wer nicht 
bereit ist, sie zu beantworten, ist am Ende verantwortlich. 

Herr Bialas, hinsichtlich der zunehmenden Gewalttätigkeiten, Messertaten gibt es eine 
Antwort, das wissen Sie. Das habe ich vorgetragen, dazu gibt es einen Plan. Das er-
zähle ich Ihnen nachher in aller Breite, man soll die einzelnen Punkte ja nicht durchei-
nanderwerfen. Der Zehnpunkteplan ist aber auch nicht die Lösung aller Probleme, 
schon gar nicht hinsichtlich des Themas „Terrorismus“ – damit das klar ist. Das zielt 
ab auf die Partymeilen und eventuell auf ganz andere Fälle wie den in Siegen – auf 
den wir gleich noch kommen. Sie kennen sich damit supergut aus, das brauche ich 
nicht zu erklären. Man soll die Dinge jedenfalls nicht durcheinanderwerfen. 

Jetzt reden wir über Terrorismus. Das sind die kompliziertesten Fälle. Hier geht es 
darum, vorab Informationen zu bekommen, sonst kann man nicht handeln. Die landes-
politischen Möglichkeiten beim Terrorismus sind nicht unbegrenzt, die haben durchaus 
ein paar Schranken, das ist nicht so einfach. Es gibt das, was der Verfassungsschutz 
machen kann. Wir können Ihnen hier aber nicht erzählen, welche Moschee wir uns 
angucken und welche nicht. Das ist doch klar, dann könnten wir es auch direkt in die 
Zeitung schreiben. Wichtig ist, dass die Maßnahmen unentdeckt bleiben, nicht bekannt 
sind. Sie können aber davon ausgehen, dass der Verfassungsschutz Nordrhein-West-
falen, der Staatsschutz der Polizei in dieser Sache sehr intensiv unterwegs sind, und 
zwar nicht erst seit Solingen, sondern immer schon. Wenn wir nicht immer am Ball 
geblieben wären, hätten wir die sechs Erfolge nicht gehabt. Wir lernen aber jedes Mal, 
bei jedem Fall, wie begrenzt unsere Mittel sind. 

Eine Frage – die war fällig – zielte auf Frau Paul ab. Das will ich Ihnen jetzt genau 
erklären. Ich habe mir das aufgeschrieben und lese es ab. Damit werden Sie sich im 
einschlägigen Ausschuss ja noch liebevoll beschäftigen. Am Sonntagmorgen, 25. Au-
gust, morgens um ungefähr halb neun, habe ich Frau Kollegin Paul ohne Benennung 
des Problems eine SMS geschrieben. Ich wollte wissen, wann wir telefonieren können. 
Hintergrund: Mir war aus polizeilichen Ermittlungen mittlerweile bekannt geworden, 
dass es sich bei dem in der Nacht festgenommenen Tatverdächtigen um einen Flücht-
ling handelte. Auch bekannt wurde, dass es einen schon einige Zeit zurückliegenden 
gescheiterten Rückführungsversuch nach Bulgarien gab. Mir war das da neu. Diese 
neuen Informationen – nicht mehr und nicht weniger – wollte ich meiner Kollegin mit-
teilen. Warum? Weil sie dafür zuständig ist. Ich kriege eine Information und bin inte-
ressiert daran, ihr die zuzuleiten. Darum habe ich geschrieben: Wann kann ich anru-
fen? – So arbeiten wir in unserer Landesregierung übrigens immer zusammen. Jetzt 
könnten Sie mir die Frage stellen, warum ich in die SMS nicht hineingeschrieben habe, 
um was es geht. Auch mein Telefon ist nicht hundertprozentig sicher. Ich wollte einfach 
nur wissen, wann wir telefonieren können. Wie meine Kollegin Ihnen ja bereits letzte 
Woche mitgeteilt hat, war Sie zu diesem Zeitpunkt auf einer offiziellen Auslandsreise 
in Frankreich, bei einem Ministertermin gebunden. Wie es in solchen Fällen üblich ist, 
auch bei mir, setzten sich noch im Laufe des Sonntagvormittags die Büros miteinander 
in Verbindung. Weil sie sich nicht melden konnte, hat sich ihr Büro bei meinem Büro 
gemeldet. Während des Termins von Frau Kollegin Paul – das wissen Sie schon aus 
anderen Kontexten – wurden dann aber diejenigen Informationen öffentlich, die 
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zunächst nur mir allein vorlagen. Das Telefonat zwischen mir und Frau Kollegin Paul 
hat danach also gar nichts mehr gebracht, das war sinnlos. Zu diesem Zeitpunkt war 
nämlich jedem, der Zeitung liest, alles klar. Ich wollte sie nur etwas frühzeitiger darauf 
hinweisen, das war alles. 

Am Sonntag um 15 Uhr hat sich das Landeskabinett wegen des Anschlags zu einer 
digitalen Sondersitzung zusammengeschaltet. Bei dieser Videoschaltung waren logi-
scherweise auch Frau Paul und ich dabei, sodass alle Informationen, die bis dahin 
vorlagen, ausgetauscht werden konnten. Der Austausch hat an diesem Sonntag, hat 
in diesem Fall also funktioniert, trotz des Aufenthalts in unterschiedlichen Ländern, 
trotz terminlicher Verpflichtungen auf Ministerebene. Das erwarte ich so, und das war 
auch so. 

Das sind ja interessante Fragen, die dann immer gestellt werden: Wann waren Sie 
erreichbar? Waren Sie vielleicht auf Mallorca oder auf einer Feier? Ich kann das zwar 
nicht mehr hören, aber diese Fragen sind berechtigt. 

Was hätte Frau Paul – ich will diese Frage mal stellen, weil Frau Paul es nicht tut – am 
Freitagabend oder am Samstag in Solingen eigentlich tun sollen? Da war sie über-
haupt nicht zuständig, das war mein Job. Mein Job ist es, sich um die Kriminalität zu 
kümmern. Da wussten wir noch gar nicht, um wen es ging. In dem Moment, in dem 
klar wurde, dass es um einen Flüchtling ging, der nicht abgeschoben worden war, 
wurde es auch der Job von Kollegin Paul. So ist das, deswegen gibt es verschiedene 
Ministerien. Der eine fummelt nicht in der Zuständigkeit der anderen herum. 

Erst nachdem wir den Täter hatten und wussten, wer er ist, konnten wir mit Fragestel-
lungen rund um die Vorgeschichte weitermachen. Da war meine Kollegin auch voll im 
Bilde und voll beteiligt. Diese Frage habe ich jetzt abschließend beantwortet, da gibt 
es nichts mehr zu deuteln. Dieser Kontakt war der Versuch, ihr frühzeitig eine Informa-
tion zu geben. Das ist dann überflüssig geworden, weil kurze Zeit später sowieso alles 
öffentlich, das also nicht mehr bedeutungsvoll war. Deswegen habe ich nicht hinter-
hertelefoniert, das wäre Unsinn gewesen. Außerdem haben wir dann im Kabinett über 
die Sache geredet. Das war ein paar Stunden später, also noch rechtzeitig. 

Sie hätte jederzeit nach Solingen kommen können – dagegen hätte ich überhaupt 
nichts gehabt; nur, dass Sie das nicht missverstehen –, aber zuständig war sie nicht. 
Das war an dem Tag meine unangenehme Aufgabe. Ich habe versucht, sie wahrzu-
nehmen. Ob das gelungen ist, werden wir sehen. Eines ist am Ende jedenfalls gelun-
gen: Die Polizei hat den Täter ermittelt, der Täter ist in Gewahrsam. Jetzt sammeln wir 
weitere Fakten. 

Alle anderen Fragen kann ich nicht, werde ich nicht beantworten. Zum einen kann ich 
sie zum allergrößten Teil nicht beantworten, und zum anderen werde ich nicht dazu 
beitragen, dass die Ermittlungen gefährdet werden. Das werden Sie mit mir nicht hin-
kriegen, das kommt nicht in Frage. Dafür ist die Sache viel zu wichtig, und für Klamauk 
habe ich keine Zeit. 

(Beifall von der CDU) 
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Verfassungsschutzgesetz: Wir haben angekündigt, dass wir das in dieser Legislatur-
periode machen werden. Bekanntermaßen ist diese Legislaturperiode fünf Jahre lang. 
Wir packen ein Projekt nach dem anderen an, Herr Lürbke, wie wir das damals auch 
gemacht haben. Wir haben das Polizeigesetz auch nicht am Anfang gemacht. Das war 
der erste Teil der Antwort. Der zweite Teil: Das Gesetz war schon vor Solingen in der 
inhaltlichen Bearbeitung, aber der Text ist noch nicht fertig, deswegen können Sie den 
noch nicht sehen. Solange das nicht abgeschlossen ist, werde ich nicht sagen, was 
darin steht. Das wäre doch Quatsch. Wir machen ein Projekt fertig, dann wird es öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Mit Blick auf die Zeit würde ich so verfah-
ren wollen, dass pro Wortmeldung ganz unaufgeregt noch jeweils eine Frage an den 
Minister gestellt wird und wir dann zum nächsten Thema übergehen. 

Markus Wagner (AfD): Ich darf aber eine Einleitung machen, und aufgeregt bin ich 
überhaupt nicht. – Herr Kollege Bialas, als Sie die Frage nach den Abschiebungen von 
Gefährdern gestellt haben, hätte ich Ihnen die Antwort geben können, denn diese 
Frage habe ich schon öfter gestellt. Die Antwort war immer gleich: Das weiß ich nicht, 
dafür bin ich nicht für zuständig. – Das genau ist der Punkt, den ich schon angespro-
chen hatte. Die Abschiebung von Gefährdern ist absolut sicherheitsrelevant, aber der 
für Sicherheit zuständige Innenminister ist nicht zuständig. Das sind unhaltbare Zu-
stände. 

Herr Reul, hinsichtlich der Analyse, dass wir so gut wie keine Grenzsicherung betrei-
ben würden, gebe ich Ihnen recht. Man muss die Zahlen betrachten: Es kommen täg-
lich bis zu 3.600 Menschen illegal über unsere Grenzen. Wenn nur 1 % davon islamis-
tische Gefährder sind, haben wir einen Zufluss von bis zu 36 islamistischen Gefähr-
dern am Tag. Diese Zahlen sollten dazu führen, dass man sich in Berlin mal Gedanken 
macht. 

Herr Minister, aus einem WELT-Bericht geht hervor, dass der mutmaßliche Täter die 
Unterbringungseinrichtung vom 18. bis zum 24. April 2023 verlassen habe. Das wurde 
nicht gemeldet. Auch das ist sicherheitsrelevant, und auch dafür sollte eigentlich das 
Innenministerium zuständig sein. Daher meine Frage: Wie wollen Sie in Unkenntnis 
der Abschiebezahlen von Gefährdern in dieser sicherheitsrelevanten Frage eine Ana-
lyse vornehmen – von der Sie gerade gesprochen haben –, um Konsequenzen ziehen 
zu können? Das ist meines Erachtens nicht möglich, wenn Ihnen die Grundlagen feh-
len, nämlich Informationen dazu, wie viele Gefährder wir in welchem Zeitraum abge-
schoben haben. Solange Sie das nicht beantworten können, haben Sie keine vollstän-
dige Analyse und können dementsprechend auch keine Konsequenzen ziehen. Wie 
wollen Sie das ändern? 

Benedikt Falszewski (SPD): Ich möchte einleitend festhalten, dass niemand in die-
sem Ausschuss behauptet hat, der Verfassungsschutz bzw. die Ermittlungsbehörden 
seien unfähig. Das weise ich für unsere Fraktion eindeutig zurück, das hat niemand 
gesagt, das ist natürlich auch nicht so. Sie haben gleich die Möglichkeit – und darum 
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würde ich auch bitten –, sich zu entschuldigen, denn Sie haben sich gerade in Ihrem 
Wortbeitrag verbeten, dass gewisse Dinge behauptet würden. Es stünde Ihnen also 
gut zu Gesicht, wenn Sie jetzt Größe zeigen und eingestehen würden, dass das hier 
keiner gesagt hat. 

(Beifall von Marc Lürbke [FDP]) 

Ich finde es ziemlich erschreckend, dass Sie zum wiederholten Mal dieses Schwarzer-
Peter-Spiel betreiben, was bei Ihnen in der Landesregierung anscheinend ausgege-
bene Taktik ist, wenn es um Dinge geht, zu denen Sie sich nicht äußern wollen. Das 
haben Sie persönlich in diesem Ausschuss schon mehrfach getan, wenn konkrete Fra-
gen zu Tagesordnungspunkten kamen, mit denen man hätte rechnen müssen. Ich 
gehe davon aus, dass Sie sich als Innenminister im Vorfeld die entsprechenden Infor-
mationen einholen. Ich kann mir also ehrlich gesagt nicht vorstellen – zumindest hoffe 
ich das nicht –, dass Sie sich als Innenminister keine Informationen dazu eingeholt 
haben, wie viele Menschen es in Nordrhein-Westfalen gibt, die schwerstkriminell sind, 
die Gefährder sind, die in unserem Land nichts zu suchen haben, die ausgewiesen 
werden müssten. Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie sich diese Frage nie gestellt 
haben bzw. im neueren Zusammenhang nicht gestellt haben. Das würde ich wirklich 
als erschreckend empfinden. 

(Zuruf von der CDU) 

Sie mussten damit rechnen, dass diese Frage heute kommt. Sie sagen: Dafür bin ich 
nicht zuständig. – Gut, das kann in Teilen so sein, nichtsdestotrotz wäre es richtig, das 
hier als Teil der Landesregierung zu beantworten, denn diese Antwort dürfen wir 
durchaus erwarten. 

Meine konkrete Frage: Wann haben Sie diese Informationen – von denen ich denke, 
dass Sie sie wahrscheinlich haben, aber vielleicht aus gewissen Gründen nicht nennen 
wollen – bekommen? Jetzt kommen Sie wohl gleich wieder mit: Dazu sage ich nichts, 
weil das die Ermittlungen gefährdet. – Das kann ich an dem Punkt aber ehrlich gesagt 
nicht gelten lassen. Wenn Sie uns die Zahlen nennen würden, würde das keine kon-
kreten Ermittlungen gefährden. Wann also haben Sie mit wem auch immer in der Lan-
desregierung darüber gesprochen, wie viele dieser Menschen es gibt? Wann wurde 
Ihnen das mitgeteilt? 

Marc Lürbke (FDP): Herr Minister, ich glaube, ich kenne Sie jetzt seit rund acht Jah-
ren. Wenn Sie so aufbrausend reagieren wie gerade, zeigt das eigentlich nur, dass Sie 
in der Frage inhaltlich verwundbar oder selbst total unzufrieden sind. So cholerisch – 
das hat doch Methode. Ich kenne das Muster langsam. Es werden Sachen bewusst 
verdreht, wie Sie das hier gerade gemacht haben, als hätten ich oder die Kolleginnen 
und Kollegen der SPD die Arbeit des Verfassungsschutzes kritisiert. Das ist doch Ab-
lenkung. Das wissen Sie auch. Ich habe nur festgestellt, dass es an der Zeit ist, da 
auszubauen, weil der Extremismus natürlich an allen Ecken und Enden wächst. Dann 
muss man die Ressourcen dort verstärken. Das wissen auch Sie ganz genau. Sie sind 
unzufrieden damit, aber geben Sie dafür bitte nicht der Opposition die Schuld, sondern 
lösen Sie das in Ihrem Kabinett. Das wäre angemessener. 
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(Beifall von Benedikt Falszewski [SPD] und Andreas Bialas [SPD]) 

Ich empfand das leider als sehr durchschaubar. Das Muster ist immer gleich: Sobald 
Sie in die Defensive geraten, drehen Sie auf. 

Den Satz vom Kollegen Golland möchte ich so auch nicht stehen lassen. Nicht die 
FDP, sondern das Bundesverfassungsgericht verhindert die Vorratsdatenspeicherung. 

(Lachen von Gregor Golland [CDU] und Thomas Schnelle [CDU]) 

– Das Bundesverfassungsgericht. 

(Zuruf von Thomas Schnelle [CDU]) 

16 Jahre lang hat die CDU keinen einzigen handwerklich gut gemachten Vorschlag 
auf den Tisch gelegt, der in Karlsruhe auch mal Bestand gehabt hätte. Das gehört zur 
Wahrheit dazu. 

(Zuruf von Thomas Schnelle [CDU]) 

Herr Kollege Golland, ich möchte mich nicht aufregen, aber Sie haben gesagt, Sie 
fänden es schlecht, dass die Opposition mit Vorschlägen komme bzw. frage, was das 
Land rund zwei Wochen danach beabsichtige, gegen Radikalisierung zu unternehmen. 
Das sei alles zu früh, man müsse ja erst aufklären. Ich kann nur sagen, dass mir mor-
gens am 24. August, noch nicht mal einen ganzen Tag, erst wenige Stunden nach dem 
Attentat, fast die Rheinische Post aus der Hand gefallen wäre. Da haben Sie die Lö-
sung quasi schon vorweggenommen – ich zitiere –: 

„Golland verlangte eine signifikante Stärkung von Polizei und Geheimdiens-
ten mit mehr Personal, Technik und vor allem Befugnissen wie Vorratsda-
tenspeicherung, Onlinedurchsuchung und elektronischer Rasterfahndung.“ 

Das sind Reflexe, das sind Maßnahmenforderungen, die Sie einfach so aus der Hüfte 
schießen. Uns jetzt hier vorzuwerfen, dass wir an Aufklärung interessiert sind und 
Maßnahmen fordern, mit denen das Land reagiert, ist durchschaubar. Ehrlich gesagt 
finde ich, dass das ein Armutszeugnis ist. 

(Gregor Golland [CDU]: Danke für das Zitat!) 

Christina Kampmann (SPD): Ich stelle unaufgeregt fest, dass der Innenminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen uns keine einzige Maßnahme nennen konnte, die er auf-
grund des seit mindestens anderthalb Jahren erstarkenden Islamismus in Angriff neh-
men möchte. Das hat nichts mit schnellen Reflexen zu tun, vielmehr diskutieren wir 
darüber seit anderthalb Jahren. Ich finde es unfassbar enttäuschend, Herr Reul, dass 
Sie heute wieder keine einzige Maßnahme in Landeszuständigkeit nennen konnten, 
obwohl Sie für die innere Sicherheit zuständig sind. Das muss hier einfach mal festge-
halten werden. 

Ich erwarte, dass Sie bis zur nächsten Ausschusssitzung die Zahlen zu den Abschie-
bungen islamistischer Gefährder liefern können. Ich hatte das schon am 27. Juni ge-
fragt, und Sie hatten daraufhin gesagt, dass Sie das schriftlich nachreichen würden. 
Ich habe bis heute keine Antwort bekommen. Ich erwarte, dass die Landesregierung 
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so gut zusammenarbeitet, dass Sie uns bis zur nächsten Ausschusssitzung die Zahlen 
zu den Abschiebungen islamistischer Gefährder nennen können. 

Andreas Bialas (SPD): Ich muss schon sagen, dass ich ein Stück weit entsetzt dar-
über bin, was ich hier teilweise an Beiträgen gehört habe, gerade seitens der regie-
rungstragenden Fraktionen, aber auch von Ihnen, Herr Minister. Wer nach sieben Jah-
ren meint, er müsse sich noch an Ralf Jäger abarbeiten, 

(Heiterkeit von der SPD – Thomas Schnelle [CDU]: Wir erinnern uns! – 
Gregor Golland [CDU]: Wir erinnern uns an den!) 

ist inhaltlich vollkommen blank und hat keine Antworten auf aktuelle Herausforderun-
gen und Problemlagen. 

(Zurufe von Gregor Golland [CDU] und Benedikt Falszewski [SPD]) 

Den Untersuchungsausschuss zur Silvesternacht habe ich übrigens mitgemacht. Die 
Fragen des Bundes und der Kommune sind sehr schön beantwortet worden, auf jeden 
Fall meinerseits. 

Dieses ganze Gequake von null Toleranz – das sind doch nur Phrasen. In meiner 
früheren Tätigkeit hätte ich gesagt: Das sind Rückzugsgefechte und Abwehrschlach-
ten. – Das Gewaltpotenzial manifestiert sich derzeit in PKS-Zahlen, wie sie noch nie 
eine Regierung vorher hatte, übrigens auch keine SPD-Regierung. Seit mehreren Jah-
ren reden sowohl die FDP als auch wir darüber, stellen Anträge, erheben konkrete 
Forderungen, nicht zuletzt hier im Diskussionsbereich und in Plenardebatten. Die 
ganze Zeit wurde gesagt: Das ist ein gesamtgesellschaftliches Problem. Man muss 
sich das sauber überlegen, das vielleicht sogar wissenschaftlich machen. – Jetzt kom-
men zum Glück endlich mal ein paar Vorschläge, aber spät und zur Hälfte halbherzig. 
Wir werden noch darüber reden. 

Man weiß scheinbar, was passiert ist, was die Gründe sind: Wir dürfen keine weiteren 
Zuzüge bekommen. – Das mag durchaus sein. Ich bin ein naiver Politiker, wenn ich 
also weiß, dass die Zuzüge möglicherweise gefährlich sind, stellt sich doch erst mal 
die ganz blöde Frage: Was ist aktuell im Land los? Wen habe ich da, und wen kann 
ich aus dem Land entfernen? Das muss man doch wissen. Sie sagen aber: Gehen Sie 
zur Integration, gehen Sie zum Justizminister. – Bisher dachte ich, dass der Innenmi-
nister zuständig ist, wenn es eine gefährliche Situation für das Land gibt. Aber Sie 
sagen: „Ne, bin ich nicht“, und kommen uns mit Bürokratie. 

Deswegen nochmals die Frage: Wann, wo und wie wurde darüber gesprochen, wen 
wir im Land haben, der möglicherweise bzw. nachweislich kriminell ist und von dem 
wir uns trennen können? Was ist veranlasst worden? Mit welchen Ressorts hat man 
sich möglicherweise zusammengeschlossen? Sagen Sie jetzt wieder: „Ich habe damit 
überhaupt nichts zu tun“? Das wäre eine erschreckende Antwort. 

Minister Herbert Reul (IM): Herr Lürbke, ich kann Ihnen erklären, warum ich da auf-
brausend bin: Weil ich mich mit dem Thema schon sehr lange befasse. Mein erstes 
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Projekt im Europäischen Parlament war Vorratsdatenspeicherung, und ich habe erlebt, 
was 20 Jahre lang alles nicht geklappt hat. 

Ich habe meine Meinung nicht geändert, nie. Ich kann das aber nicht ändern, weil ich 
Landesminister bin, außerdem Landtagsabgeordneter, genau wie Sie. Ich habe keine 
Möglichkeit, das zu verändern. 

(Kopfnicken von Marc Lürbke [FDP]) 

Ich bin aber fest davon überzeugt, dass das zentrale Problem ist, ob wir frühzeitig 
Informationen über das bekommen, was im Netz passiert. Welche Methode wenden 
wir an? Wie können wir es rechtssicher machen? Wie können wir den Datenschutz 
sichern? Wo ist die Grenze? Ich habe keinen Nachholbedarf, aber ich kenne keine 
Partei, die bei der Beantwortung dieser Fragen bisher hilfreich gewesen wäre – keine. 
Das war auch der Grund für mein Aufbrausen im Plenum. Da hat das keinen gestört, 
da fanden das alle irgendwie nachvollziehbar. Heute ist das Aufbrausen schlimm. Es 
ist aber genau derselbe Impetus. Mir geht es auf den Senkel, dass alle wissen, dass 
das ein Riesenproblem ist, wir uns aber entweder in Schnellschüssen, die nichts brin-
gen – was auch jeder weiß –, oder in Vorwürfen an andere Leute erschöpfen. Ich 
glaube, damit kommen wir nicht weiter. Das sage ich in aller Klarheit. Wir werden sol-
che fundamentalen Fragen beantworten müssen. 

Ihr Kollege in Berlin – Sie sagen gleich wieder: Er zeigt nach Berlin – ist zuständig 
dafür. Ich bin nicht der Bundesjustizminister. Die Vorschläge werden keinen Beitrag 
dafür leisten, uns zu helfen. 

(Thomas Schnelle [CDU]: Ja!) 

Ich habe nicht die Verantwortung dafür. Diesen Schuh ziehe ich mir nicht an. Ich werde 
auch weiterhin alles tun, was ich kann, um an diesem Projekt weiterzuarbeiten. Nicht 
nur beim Terrorismus, auch beim Kindesmissbrauch haben wir diese Debatte schon 
gehabt. Das Problem war bekannt, das Problem ist bekannt. Es gibt Lösungsmöglich-
keiten. Man kann das alles noch besser machen. Aber anstatt zu sagen, wir täten 
nichts, wäre es intelligenter, darüber nachzudenken, wie man es hinkriegen könnte. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Wie lange brauchen Sie denn dafür?) 

Das ist mein Hauptproblem, deswegen bin ich nach wie vor sehr emotional. Das hat 
mit Schwarzer Peter nun wirklich nichts zu tun. 

(Lachen von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Man kann das so erklären, aber ernsthaft: Sie wissen doch genau, dass das falsch ist. 
Ich kann in Nordrhein-Westfalen doch kein Gesetz zur Vorrats-, zur Verkehrsdaten-
speicherung oder zu so etwas einbringen. Das geht doch gar nicht. Hinsichtlich des 
Verfassungsschutzgesetzes kann ich Maßnahmen vorschlagen, die Nordrhein-West-
falen angehen. Da bin ich viel bescheidener. Warten Sie mal ab – wait and see. 

(Lachen von Benedikt Falszewski [SPD]: Ich platze vor Spannung! – 
Zuruf von Marc Lürbke [FDP]) 

– Herr Lürbke, wenn Sie meinen, in fünf Minuten ein Gesetz machen zu können, wün-
sche ich Ihnen viel Glück. 
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(Marc Lürbke [FDP]: Zweieinhalb Jahre!) 

Ich erinnere mich an das Polizeigesetz. Da habe ich mich mit Ihnen und Ihren Kollegen 
auch intensiv auseinandergesetzt. Da hatte ich auch eine Vorstellung, die viel einfa-
cher und klarer war. Aber das nennt man Koalition. Am Ende haben wir uns verstän-
digt. Wissen Sie noch, wie lange das gedauert hat? Warum also werfen Sie mir das 
jetzt vor, wenn Sie schon mal selber beteiligt waren? 

(Christina Kampmann [SPD]: Weil nichts von Ihnen kommt, Herr Reul, 
nichts! – Thomas Schnelle [CDU]: Blödsinn! – Christina Kampmann 
[SPD]: Doch! – Zuruf) 

– Frau Kampmann, Sie sagen bei jedem Thema, das wir hier haben: Sie machen 
nichts. – Sie meinen wohl, dass sich das irgendwann festsetzen würde. Erzählen Sie 
das ruhig weiter, ich habe aber nicht den Eindruck, dass die Bürgerinnen und Bürger 
im Land Ihnen das glauben. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Christina Kampmann [SPD] – Gregor 
Golland [CDU]: Deswegen hat die SPD auch so viele Prozentpunkte 
bei den Wahlen! – Widerspruch von der SPD) 

Aber wenn sie es Ihnen glauben sollten, wäre das auch nicht schlimm, dann kann ich 
es nicht ändern. Bei Lügde war es genauso, da war es auch Ihre Fraktion, die mir irre 
Vorwürfe gemacht, einen PUA eingesetzt und noch mehr getan hat. Wer aber hat hin-
sichtlich des Kindesmissbrauchs Gesetze, Verfahren, Abläufe geändert und ein Er-
gebnis vorgelegt, sodass man heute sagen kann: „Nordrhein-Westfalen ist bei dieser 
Frage gar nicht so schlecht“? Genauso werden wir das auch bei diesem Thema ma-
chen. Aber ich werde keine halbgaren Sachen machen. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Schneckentempo!) 

Für Placebonummern, schnelle Antworten, Überschriften und dann Ende bin ich jetzt 
zu alt, das mache ich nicht. 

Eine Grundfrage beim Terrorismus ist möglicherweise die der Zuwanderung – das 
muss man checken. Ein weitere Frage – und dabei bin ich mir ganz sicher – betrifft 
das Sammeln von Informationen im Netz. Wie kommt man da dran? Welche Instru-
mente braucht man dafür? Das ist nicht von Pappe, das sind schwierige Fragen. Es 
ist ja nicht so, dass ich denken würde, dass das hopplahopp zu machen wäre und alle 
anderen nur nicht mitmachen wollen würden, weil sie bockig wären. 

(Marc Lürbke [FDP]: Klingt aber so!) 

Das ist mir zu einfach, es ist viel komplizierter. 

Frau Deppermann, ich habe eben die Frage nach der Versammlungslage in Solingen 
nicht beantwortet. Das geht Gott sei Dank gegen null. Am Anfang hatten wir da eine 
Steigerungsrate, jetzt haben wir diese Plakataktion. Im Netz ist zu diesem Thema 
wahnsinnig viel los. Das Thema wird genutzt, um Leute aufzuhetzen, übrigens auch 
im Bund. Wenn wir verhindern wollen, dass Leute das nutzen, um andere Leute auf-
zuhetzen, müssen wir Lösungen bieten, und zwar Lösungen, die wirklich etwas verän-
dern, und nicht Lösungen, die keine zwei Wochen halten. 
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(Andreas Bialas [SPD]: Phrasen, alles Phrasen! – Zuruf von Benedikt 
Falszewski [SPD]) 

Schwarzer Peter ist nicht mein Spiel, das habe ich nie gerne gespielt, weil ich meist 
verloren habe. 

(Zuruf: Dafür spielt er es aber gut! – Benedikt Falszewski [SPD]: Statt-
dessen spielen Sie tot!) 

Es ist also klar: Wir brauchen eine sachliche Analyse, müssen die Ursachen finden 
und dann Lösungen vorschlagen, die uns voranbringen. Noch einmal: Einfach ist das 
nicht. 

Hinsichtlich der Frage der Gefährder gibt es eine klare Zuständigkeit. Die ist übrigens 
nicht neu. Das Ding heißt Sicherheitskonferenz. Darin sitzen nicht nur Frau Paul und 
ihre Leute, sondern auch meine. 

(Marc Lürbke [FDP]: Ach!) 

Da wird jeder Fall einzeln behandelt, besprochen, und dann wird überlegt, was man 
macht. Daraus resultieren auch die Abschiebungen, die gemacht worden sind und de-
ren Zahlen oft genug vorgetragen worden sind. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Nennen Sie die doch mal!) 

Herr Bialas, Gefährder und Kriminelle: Beim ersten Mal habe ich gedacht, Sie hätten 
sich versprochen, aber jetzt bin ich etwas verwundert. Kriminelle und Gefährder sind 
doch zwei Paar Schuhe. Sind wir uns da einig? 

(Andreas Bialas [SPD]: Da sind wir uns völlig einig! Es war ja auch 
nach beidem gefragt!) 

– Okay, dann schmeißen wir es nicht in einen Topf, sondern benennen die Unter-
schiede. 

Ob die Gefährder, die wir in Nordrhein-Westfalen registriert haben, alle abschiebungs-
fähig sind, ist übrigens eine ganz andere Frage. Es kann Gefährder geben, die wir 
registrieren, die bei uns vor Gericht kommen müssen – um einen Punkt zu nennen. Es 
kann auch Gefährder geben, die wir zwar registrieren, die aber nicht mehr in Nord-
rhein-Westfalen sind, weil sie – in Anführungsstrichen – noch nicht aus dem Krieg zu-
rück sind. Deswegen ist die Zahl, die mit dem Verfassungsschutzbericht jedes Mal 
vorgestellt wird, nicht überraschend, aber sie hilft auch nicht. 

Wenn ich Herrn Wagner – er hatte die Frage ja zuerst aufgeworfen – richtig verstanden 
habe, möchte er wissen, welche Gefährder in Nordrhein-Westfalen sind und abge-
schoben werden müssten, aber nicht abgeschoben worden sind. Das ist eine Frage, 
die mich auch interessiert. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Die haben wir alle gestellt!) 

Die habe ich auch meiner Kollegin gestellt, nachdem wir das hier mal angesprochen 
hatten. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 
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Darauf habe ich bisher keine Antwort kriegen können. Ich glaube, es ist auch nicht so 
einfach, sie zu beantworten. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ich bin entsetzt!) 

Wir haben hier damals schon mal vorgetragen, dass wir da möglicherweise die Hilfe 
von den Ausländerämtern brauchen, zumindest in dem einen oder anderen Fall, wie 
wir jetzt sehen. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Skandal!) 

Der Solinger Fall, über den wir jetzt diskutieren, hat übrigens mit dem Thema der uns 
bekannten Gefährder nichts zu tun. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Der hätte aber nicht mehr hier sein dür-
fen!) 

Dieser Mensch wäre bei uns in der Statistik überhaupt nicht vorgekommen. Sind wir 
uns da einig? Das macht die Sache noch einmal schwieriger. Dieser Mensch war hier 
nur als normaler Flüchtling aufgenommen. Wir haben bis heute keine Erkenntnisse 
dazu, dass er irgendwo auffällig war, es gab nicht mal einen Ladendiebstahl, nix. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Der hätte nicht mehr hier sein dürfen! – 
Weitere Zurufe) 

– Das ist aber keine Frage von Gefährdern, sondern von Abschiebungen. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Nein, es geht darum, dass Ihre Landes-
regierung nicht in der Lage ist, jemanden abzuschieben, der nicht 
mehr hätte hier sein dürfen! – Zuruf von Andreas Bialas [SPD]) 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Ich bitte um ein wenig Contenance. 

(Zuruf von Thomas Schnelle [CDU] – Weitere Zurufe – Benedikt 
Falszewski [SPD]: Ich wusste es: Jäger kommt wieder! Bingo!) 

Minister Herbert Reul (IM): Es ist eine sehr berechtigte Frage – das betrifft aber nicht 
die Landesregierung, das ist Quatsch –, warum es so schwierig ist, Leute, die man 
abschieben müsste, … 

(Unruhe) 

– Passen Sie doch mal auf. 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Wir lassen den Herrn Minister jetzt bitte 
ohne Zurufe ausreden. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Natürlich, Frau Vorsitzende!) 

Minister Herbert Reul (IM): Die Frage ist berechtigt: Warum haben wir so viele Prob-
leme, Menschen abzuschieben, die abgeschoben werden müssten? Die Geschichten 
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dazu, woran das liegt, kennen Sie doch selber aus Ihren Ausländerämtern. Dafür gibt 
es ganz verschiedene Gründe. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Das hat damit doch gar nichts zu tun!) 

Jetzt haben wir einen Fall, bei dem das Ergebnis fürchterlich war, und deswegen dis-
kutieren wir zu Recht darüber. Wenn das übrigens dazu führen würde, dass wir die 
generelle Frage diskutieren, was wir in der Abschiebepraxis verbessern müssen, damit 
so etwas nie wieder passiert, bin ich dabei. Nochmals: Das ist aber nicht mein Thema. 
Ein paar Ideen würde ich jedoch beisteuern, weil ich relativ viele Gespräche mit Men-
schen geführt habe, die in Ausländerämtern sitzen und einen Hals haben, weil das so 
schwer ist. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD] – Benedikt Falszewski [SPD]: Darum 
geht es jetzt gar nicht!) 

Schwer kann es sein wegen des Rechts, der Gerichte, des Kirchenasyls, des Unter-
tauchens. Es gibt verschiedene Facetten, die eine Rolle spielen. Wenn wir es ändern 
wollen, müssen wir all diese Facetten besprechen. Ich wäre dankbar, wenn das in dem 
anderen Ausschuss geschehen würde, weil dann auch Konsequenzen daraus gezo-
gen werden könnten. 

(Andreas Bialas [SPD]: Das ist unfassbar!) 

Ich will noch etwas dazu sagen, dass ich Ihnen etwas unterstellt hätte. Ich habe einfach 
Ihre Formulierungen, übrigens auch in der Presse, zur Kenntnis genommen: Wie kann 
es sein, dass da so ein Typ herumrennt, ohne dass die NRW-Sicherheitsbehörden es 
mitbekommen? – Frau Kampmann, würden Sie nicht auch meinen, dass damit gesagt 
wird, dass die nicht besonders gut seien? Ich sage es mal liebevoll. 

(Zuruf) 

– Ach, die waren top, aber haben es nicht gemerkt? 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ne, Sie statten die nicht vernünftig aus! 
So läuft das!) 

– Sie glauben doch nicht im Ernst, dass das an einem Handy mehr oder weniger liegen 
würde? 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Ne, aber an deutlich mehr Geld und an 
mehr Kompetenz, die Sie einstellen müssten!) 

Glauben Sie ernsthaft, dass das Problem, das wir mit diesem Menschen hatten, 
dadurch hätte gelöst werden können? Wir könnten 3 Milliarden Euro mehr ausgeben – 
ich nenne mal ein wilde Zahl –, trotzdem bezweifle ich, damit das Problem lösen zu 
können. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Gut, zu hören! – Thomas Schnelle [CDU]: 
Das ist so!) 

Natürlich ist das auch eine Geldfrage, aber doch nicht nur. 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Das ist eine Personalfrage!) 
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Das ist so, wie Klein Fritzchen die Welt retten will. – Entschuldigung, ich ziehe das 
zurück, hier gibt es kein Klein Fritzchen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Es wird mal Zeit für Respekt!) 

Aber so macht man es sich zu leicht: Hauptsache mehr Geld, und die Probleme sind 
gelöst. Ich dachte, wir hätten alle begriffen, dass es nicht vorrangig eine Geldfrage, 
sondern eine Rechtsfrage ist. Deswegen ist es ja so schwer. Meinen Sie, das würde 
mir leichtfallen? 

Letztens hat ein Kollege – ich glaube, es war Herr Ott im Plenum – gesagt, dass wir 
nicht gewusst hätten, was sich da in der Flüchtlingsunterkunft zusammengebraut 
habe. Ich sage dazu: Okay, wir könnten in jeder Flüchtlingsunterkunft Abhöranlagen 
haben. Das könnten wir machen. Das will aber doch keiner. – Daran merken Sie, dass 
auch ein Vorschlag, der etwas bringen würde, Quatsch sein kann. Kein Mensch macht 
das. Sie können aber sicher sein, dass der nordrhein-westfälische Verfassungsschutz, 
wenn er Hinweise und Möglichkeiten hat, die Ohren offen hält, sich umhört, aufpasst. 

Es kommt jemand rein, wird anerkannt und fällt erst auf, als er untertaucht. Jeden, der 
erkennt, dass das ein Terrorist ist, stelle ich als Früherkennungsmelder ein. Jemanden, 
der so etwas sofort erkennt, brauche ich dringend. 

Ich bitte um Verständnis, mein Aufbrausen hat mir auch nicht gefallen, aber vielleicht 
können Sie verstehen, dass es mich ärgert, dass wir Debatten führen, die jetzt gar 
keinen Sinn haben, anstatt diejenigen Debatten zu führen, die wir eigentlich führen 
müssten und die leider auch schwierige Entscheidungen mit sich bringen würden. Sie 
haben recht, Herr Lürbke, dass wir das hier nicht entscheiden können, das stimmt. 
Wenn aber in Nordrhein-Westfalen, in diesem großen Bundesland, in diesen Fragen 
der Konsens erzielt würde, dass man etwas tun müsse, müssten wir uns nicht auf das 
letzte Komma einigen, und es hätte auch eine Wirkung auf die Bundespolitik. Da bin 
ich mir relativ sicher. Sie erinnern sich noch an die Strafbarkeit in Sachen Kindesmiss-
brauch, da waren in Berlin auch alle dagegen. Wir haben ein Jahr lang gebaggert, und 
am Ende ist das Gesetz in Berlin geändert worden. Seit diesem Fall bin ich optimis-
tisch. Das geht. Aber eines habe ich in meinem Studium gelernt, und das hat nichts 
mit meinem jetzigen Amt zu tun. Max Weber: Politik ist das Bohren harter Bretter. – 
Man muss geduldig sein, man darf keine Schnellschüsse machen, man muss Aus-
dauer haben. So mache ich das seit sieben Jahren. Bisher klappt es ganz gut, nicht 
immer, aber sehr oft. 

(Zurufe von der SPD) 

Bei diesem Thema werden wir es genauso machen, da können Sie sicher sein. Sie 
werden Vorschläge dazu bekommen, was wir an welchen Stellen verbessern können. 
Das Verfassungsschutzgesetz kommt so schnell wie möglich und rechtzeitig. 

(Zuruf von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Leider geht es aber nicht so schnell, weil man nicht alles auf einmal machen kann. So 
ist das Leben. Es kamen nämlich ein paar Ereignisse dazwischen, die wir nicht in der 
Planung hatten. 
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Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena: Ich mache jetzt auch einen Vorschlag zur 
Verbesserung: Ich bin eine soziale Vorsitzende, aber Zurufe sind ab jetzt nicht mehr 
gestattet. Der Sitzungsdokumentarische Dienst hat Probleme, mitzukommen, und ein 
bisschen Disziplin würde dem Ausschuss gut zu Gesicht stehen. Es wäre also im Sinne 
von uns allen und dem Sitzungsdokumentarischen Dienst, der das Protokoll führt, 
wenn Sie von Zurufen absehen würden. 

Wir kommen jetzt zum zweiten Thema: 

b) Stichwaffenattacke in Siegen 

Wir werden nur eine Fragerunde machen können, also von einer zweiten absehen 
müssen, aber zunächst bitte ich den Minister um seinen Bericht. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich werde versuchen, das ein wenig abzukürzen. Wir ha-
ben einen Bericht des Justizministeriums angefordert, weil es sich um ein laufendes 
Verfahren handelt. 

Am vergangenen Freitag, 19:41 Uhr, wurde der Polizei Siegen-Wittgenstein von meh-
reren Anrufern per Notruf mitgeteilt, dass eine Frau im Sonderbus zum Siegener Stadt-
fest Fahrgäste durch Messerstiche verletzt habe. Die Frau sei bereits durch andere 
Fahrgäste überwältigt und im Bus festgesetzt worden. Bei dem Messerangriff seien 
mindestens drei Personen schwer, zwei weitere leicht verletzt worden. Tatsächlich 
stellte sich nachher aber heraus, dass sechs Personen verletzt wurden, drei Männer, 
ein 19-jähriger, ein 21-jähriger und ein 23-jähriger, sogar lebensgefährlich. Sofort wur-
den Polizistinnen und Polizisten sowie Rettungswagen losgeschickt. Der erste Strei-
fenwagen traf nach acht Minuten ein. Dazu sage ich ganz bewusst: gute Leistung. 

Der Sachverhalt wurde als Amoklage eingestuft. Durch diese Einstufung greift sofort 
ein umfangreicher Mechanismus – ich habe das mit Blick auf Solingen schon mal er-
klärt –: Einrichtung einer Besonderen Aufbauorganisation; Übernahme der Einsatzfüh-
rung durch eine besonders leistungsfähige sogenannte §-4-Behörde, in dem Fall Dort-
mund; Führung der Einsatzlage durch einen besonders qualifizierten Polizeiführer in-
klusive Führungsstab; Alarmierung aller für einen solchen Fall vorgesehenen Polizis-
tinnen und Polizisten, unter anderem auch Spezialeinheiten und Bereitschaftspolizei; 
Absperrung des Tatorts. 

Vor Ort in Siegen-Eiserfeld wurde die mutmaßliche Täterin durch die Polizei allein im 
stehenden Bus angetroffen und konnte dann ohne Gegenwehr festgenommen werden. 
Das Tatmesser und weitere von der Täterin mitgeführte Messer und Waffen – sie hatte 
also mehrere – befanden sich teilweise noch im Bus und konnten sichergestellt wer-
den. Andere Messer, die von der Täterin zuvor auch mitgeführt worden waren, hatten 
die anderen Fahrgäste bereits geistesgegenwärtig an sich genommen. 

Die 35 Fahrgäste, auch die verletzten, befanden sich mit dem Busfahrer außerhalb 
des Busses. Die Verletzten wurden vor Ort zunächst erstversorgt und dann schnellst-
möglich in die umliegenden Krankenhäuser transportiert. Die unverletzten Fahrgäste 
wurden mit Shuttlebussen in die Siegerlandhalle gefahren und zunächst dort betreut. 
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Die Opferschutzbeauftragte des Landes wurde über den Sachverhalt in Kenntnis ge-
setzt, um Betreuung gewährleisten zu können. 

Neben den Kräften der Spezialeinheiten waren in der Spitze über 120 Polizeikräfte 
gleichzeitig im Einsatz: Wachdienst, Bereitschaftspolizei, Kriminalpolizistinnen und -poli-
zisten, PSU-Team der Polizei NRW, Polizeihubschrauber. Da schnell feststand, dass 
keine Gefahr mehr bestand, war eine Alarmierung weiterer Kräfte nicht erforderlich. 
Der Schwerpunkt lag also sehr früh auf den kriminalpolizeilichen Ermittlungen. 

Nach Abschluss durch die Dortmunder BAO wurden die weiteren Ermittlungen, wie 
nach der Kriminalhauptstellenverordnung vorgesehen, vom Polizeipräsidium Hagen 
übernommen. Dort wurde eine Mordkommission eingesetzt, die MK Ferrum. Die Er-
mittlungen sind natürlich noch in vollem Gange, die Tat ist ja noch nicht mal eine Wo-
che her. Was ich aber jetzt in öffentlicher Sitzung sagen kann – und das ist die wich-
tigste Botschaft –: Die drei schwer verletzten jungen Männer sind glücklicherweise au-
ßer Lebensgefahr. 

Wie ich bereits gesagt habe, hatten Fahrgäste der Täterin Messer sowie ihren Ruck-
sack abgenommen und außer Reichweite geschafft. Das ist die zweite gute Nachricht: 
dass die Menschen sich eingemischt haben. Die Täterin hat sich daraufhin in den vor-
deren Bereich des Busses gesetzt und ist nach Eintreffen der Polizei widerstandslos 
festgenommen worden. Vielen Dank also an diese mutigen und selbstlosen Fahrgäste, 
die mit ihrer Zivilcourage vermutlich Schlimmeres verhindert haben. 

Am Samstag wurde die Tatverdächtige dem Amtsgericht Siegen vorgeführt und sitzt 
jetzt wegen versuchten Mordes in Untersuchungshaft. Zur Tatverdächtigen kann ich 
nur so viel sagen: Deutsche, 32 Jahre alt, polizeilich ist sie in der Vergangenheit wegen 
Verstößen gegen das Betäubungsmittel- sowie das Straßenverkehrsgesetz aufgefal-
len. Die Hintergründe und das Motiv der Tat sind derzeit völlig unklar und Gegenstand 
der Ermittlungen. Einzige Aussage der Tatverdächtigen: Das Motiv würden die Poli-
zeibeamten – ich zitiere wörtlich – eh nicht verstehen. – Das ist das Einzige, was sie 
dazu gesagt hat. Hinweise auf eine terroristisch motivierte Tat liegen nicht vor. Es gibt 
noch einen Hinweis der Justiz, den ich gerne im nichtöffentlichen Teil darlegen kann. 
Das ginge auch schnell. 

Diese Tat ist schlimm, macht aber auch deutlich: Messertat ist nicht gleich Messertat. 
Wir werden gleich noch darüber reden. Ich war am Samstag vor Ort. Das ist nicht 
vergleichbar, aber man merkt, wie verunsichert die Menschen sind, weil sie das nicht 
auseinander sortieren, sondern sagen: Messer, Gefahr – Punkt. – Wer das macht, ist 
ihnen egal – zu Recht. 

Deswegen müssen und werden wir jetzt relativ schnell auf dem Erlasswege die Prä-
senz bei solchen Volksfesten erhöhen, das ist schon auf den Weg gebracht. Wir wer-
den auch überlegen, wie wir die Kontrollen verstärken können. Wir werden da, wo 
möglich und notwendig, also verstärkte Kontrollen machen; Stichwort: in Taschen gu-
cken. Das gilt möglicherweise schon für die Anreisewege, das allerdings nur bei ext-
rem großen Veranstaltungen. Da müssen die Polizisten bzw. die Polizeibehörden vor 
Ort abwägen, was klug, was vernünftig, was angemessen ist. Dabei wird nicht jedes 
Dorffest gleichbedeutend mit einem großen Fest in einer großen Stadt sein – das ist 
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ja logisch. Weil ich von Anreisewegen gesprochen habe: Wir haben übrigens auch die 
Möglichkeit, das Instrument der strategischen Fahndung zu nutzen, das wir vor einigen 
Jahren in das Polizeigesetz eingebracht haben. Wenn bei Kontrollen jemand verdäch-
tig erscheint, kann man – im rechtlich zulässigen Rahmen natürlich – entsprechende 
Maßnahmen prüfen, eingreifen, kontrollieren. 

Gleich komme ich noch dazu, was man in der Messerfrage tun kann, wobei das ei-
gentlich eher Messertaten betrifft, die – salopp gesagt – auf Partymeilen stattfinden, 
und nicht so sehr solche, die von jemandem verübt werden, der psychische Probleme 
hat. 

(Fortsetzung von TOP 1 s. nöAPr 18/82) 
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2 Gesetz zur Änderung des Statistikgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9768 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend – sowie den Ausschuss für Bauen, Wohnen und Di-
gitalisierung am 03.07.2024) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dorothea Deppermann 
(GRÜNE), eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 
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3 Gesetz über die unabhängige Polizeibeauftragte oder den unabhängigen 

Polizeibeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/9606 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, den Hauptausschuss, den Petitionsausschuss so-
wie den Rechtsausschuss am 04.07.2024) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dorothea Deppermann 
(GRÜNE) und Thomas Schnelle (CDU), eine Präsenzanhörung 
unter Einbeziehung des Petitionsausschusses durchzuführen. 
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4 Präventionskampagne gegen zunehmende Messergewalt. Präventionsar-

beit bereits in Flüchtlingsunterkünften starten 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9719 

(Überweisung des Antrags an den Integrationsausschuss – feder-
führend – sowie den Innenausschuss am 04.07.2024) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Marc Lürbke (FDP), 
sich nachrichtlich an der Anhörung des federführenden Aus-
schusses zu beteiligen. 
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5 Vorstellung der Ergebnisse des Projekts zur Klassifikation von Todesopfern 

rechter Gewalt in NRW (ToreG NRW) (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2928 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich möchte noch ein paar Sätze sagen, ich habe das ja auch öffentlich vorgestellt. 
Es geht vereinfacht gesagt um die Frage, was wir aus der Aufklärung in Sachen 
NSU-Komplex lernen. Sie wissen alle, dass die Aufdeckung des NSU-Komplexes 
viel zu spät kam. Eine rechtsterroristische Vereinigung hatte in nahezu ganz 
Deutschland Straftaten verübt, aber die Zusammenhänge wurden nicht gesehen; 
das gilt auch für das Bombenattentat in Köln-Mülheim im Jahr 2004. Man war sich 
damals sicher: Milieutat – man hatte also die Falschen verdächtigt. Sieben Jahre 
später klärte man das auf. Dann gab es sehr viele öffentliche Debatten darüber, ob 
wir die Falle überhaupt immer richtig einschätzen usw. 

Im Jahr 2022 habe ich die nordrhein-westfälische Polizei beauftragt, sich alle Zwei-
felsfälle der letzten 40 Jahre noch einmal genau anzugucken. Ausgangspunkt war 
übrigens der Overather Fall, der zunächst nicht als rechte, sondern als normale kri-
minelle Tat eingeschätzt worden war, dann aber ist herausgekommen, dass es eine 
rechtsextremistische Tat war. 

Unter Leitung eines Politikwissenschaftlers hat ein elfköpfiges Sonderteam im LKA 
30 Grenzfälle untersucht. Es wurden viele Seiten, Gerichtsurteile und Verfahrens-
akten, durchgesehen. Das Ganze geschah nach wissenschaftlichen Standards, da-
raus hätte man fast eine Doktorarbeit machen können. Mordfälle sind natürlich keine 
leichte Kost, aber das Team hat das gemacht, und dafür möchte ich mich ganz 
herzlich bedanken. Wir waren da in einer sehr unsicheren Lage. Ich hatte zuneh-
mend Zweifel. Im Bereich der Publizistik gab es viele, die gesagt haben, das sei 
nicht richtig. Ich bin aber sehr froh, dass wir das angepackt haben. Es hat viele 
Kapazitäten gekostet. 

War die Tat rechtsextremistisch motiviert? Wurde damals etwas übersehen? Letzt-
endlich haben wir sieben Fälle als politisch motiviert klassifizieren können, die wur-
den auch nachträglich in die PMK-Statistik aufgenommen, denn wenn etwas rechts-
extremistisch gemeint war, muss am Ende auch „rechtsextremistisch“ draufstehen. 

Wir haben damit drei Ziele erreicht: 

Erstens. Wenn auch spät ist in einigen Fällen im Nachgang die rechtsextremistische 
Gesinnung von Tätern und deren politische Motivation erkannt worden. Wir machen 
damit Rechtsextremismus ein Stück sichtbarer. Das waren wir insbesondere den 
Opfern und den Hinterbliebenen schuldig. Bevor wir das öffentlich gemacht haben, 
haben unsere Leute mit den Betroffenen bzw. Hinterbliebenen Gespräche geführt, 
um sie zu informieren, sie aufzuklären und ihnen Hilfe anzubieten. Wir wollen da 
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niemanden alleinlassen, denn das ist schon eine bittere Erkenntnis, auch wenn sie 
teilweise erst viele Jahre später kommt. 

Zweitens. Das Projekt ist gelebte Fehlerkultur und zeigt, dass die NRW-Polizei auch 
selbstkritisch ist. Fehler passieren, sind menschlich, es werden auch mal Dinge 
übersehen. Auch das gehört sicherlich dazu: Man hat eine ganz andere Brille auf, 
weil die Zeiten sich geändert haben. 

Drittens. Das Projekt zeigt, dass die NRW-Polizei den Kampf gegen Extremismus 
ernst nimmt, denn Hass und Hetze sind Gift für unser Zusammenleben. Deshalb bin 
ich sehr dankbar, dass wir uns damit beschäftigt haben. 

Die Ergebnisse haben wir Ihnen zur Verfügung gestellt. Wenn es noch weitere Fra-
gen gibt, können wir die gerne beantworten, jedenfalls soweit wir das heute mit un-
seren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern können. Sollten noch detailliertere Informa-
tionen zu einzelnen Fällen gewünscht werden, biete ich an, dass wir die im Einzelfall 
von Person zu Person klären. Manchmal gibt es ja auch Nachfragen, die man nicht 
hier stellen muss. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) befürwortet die erneute Prüfung von verdächtigen 
Fällen durch das LKA, da derartige Motive zum einen für die Betroffenen und zum 
anderen für die Politik von Relevanz seien.  

Inwieweit wirkten sich die im Zuge des Projekts gewonnenen Erkenntnisse auf Landes- 
und Bundesebene bzw. auf die alltägliche Arbeit in den Kreispolizeibehörden aus? 
Detailliertere Informationen möge das Ministerium des Innern zum im vorliegenden 
Bericht angeführten Duisburger Fall geben. 

Für die Auflegung des Projekts dankend, fährt Andreas Bialas (SPD) mit der Erinne-
rung an die Stigmatisierung der Opfer des NSU fort, die teilweise verdächtigt worden 
seien, dem kriminellen Milieu angehört zu haben, sodass deren Angehörige nicht in 
Ruhe hätten trauern können, da sie selbst in den Fokus der Ermittlungen geraten 
seien, was zudem zu Distanzierungen in ihrem sozialen Umfeld geführt habe. 

Zwar müsse man berücksichtigen, dass Ermittlungsbehörden im Zuge der Aufklärung 
von Sachverhalten neben den Tätern vor allem potenzielle Zeugen suchten, dadurch 
allerdings würden die Bedürfnisse der jeweiligen Betroffenen teilweise nur unzureichend 
gewürdigt. Das Bewusstsein dafür, dass man bei Ermittlungen bzw. Vernehmungen 
gegebenenfalls mit einer gewissen Behutsamkeit vorgehen sollte, möge also schon im 
Rahmen der Ausbildung geweckt werden, sodass es letztlich auch Eingang in den be-
ruflichen Alltag finde. Das gelte nicht nur mit Blick auf Migranten, sondern insbeson-
dere auch auf Kinder, etwa im Zusammenhang mit Missbrauchstaten. 

Nadja Lüders (SPD) weist darauf hin, dass sich laut Bericht 19 der 30 betrachteten 
Grenzfälle vor Einführung des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch 
motivierter Kriminalität, KPMD-PMK, im Jahr 2001 und elf danach ereignet hätten, wo-
bei nur letztere entsprechend statistisch erfasst werden könnten, wohingegen erstere 
an das BKA übermittelt und dort gesondert gesammelt würden. Belasse man es dabei, 
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oder würden Schritte unternommen, um auch den Betroffenen dieser Taten die für sie 
sehr belastende Ungewissheit zu nehmen? Seitens einiger NGOs werde nämlich auch 
bei den älteren Taten ein rechter Hintergrund vermutet. 

Beabsichtige Minister Herbert Reul (IM), das Projekt in der Innenministerkonferenz 
vorzustellen, sodass es anderen Bundesländern gegebenenfalls als Blaupause dienen 
könne? 

Minister Herbert Reul (IM) hebt hervor, dass es bei dem Projekt einerseits darum 
gehe, den Betroffenen Gewissheit zu verschaffen, und andererseits darum, Lehren für 
die Zukunft zu ziehen, die dann Eingang in die Ausbildung und den beruflichen Alltag 
fänden. Auf Länder- und Bundesebene gebe es schon jetzt eine intensive Kooperation, 
wobei diese vor allem auf Arbeitsebene erfolge, um praktikable Methoden zu gewähr-
leisten. Man könne natürlich darüber nachdenken, das auch in der IMK zu thematisie-
ren, allerdings bedürfe es in dieser Sache eigentlich keiner politischen Debatten mehr, 
da man bereits wisse, dass in der Vergangenheit einige Fälle nicht richtig eingeordnet 
worden seien. Heute müssten deswegen keine Vorwürfe mehr erhoben werden, je-
denfalls nicht, wenn aus den damals zu Recht erhobenen entsprechende Konsequen-
zen gezogen würden. 

Trotz der Differenzierung zwischen den 19 und den elf Fällen, die sich vor bzw. nach 
der Einführung des KPMD-PMK im Jahr 2001 ereignet hätten, habe man alle 30 Fälle 
intensiv geprüft, betont LKD Markus Gemünd (IM), was sich schon daran zeige, dass 
auch Fälle von vor 2001 im Nachhinein als rechtsmotiviert anerkannt worden seien. 
Diese Fälle würden in einer Statistik des BKA geführt, die unabhängig vom KPMD 
funktioniere, zudem blieben die dazugehörigen Daten dauerhaft recherchierbar, so-
dass nichts verloren gehe, was wiederum gewährleiste, dass die Opferrechte gewahrt 
würden und etwaige Entschädigungen, die bei Fällen extremistischer Gewalt seitens 
der Bundesebene erfolgten, gewährt werden könnten. 

In Bundesländern wie Berlin, Sachsen und Sachsen-Anhalt gebe es ähnliche, wenn 
auch teilweise anders angelegte Projekte. In Berlin etwa verfolge man einen rein wis-
senschaftlichen Ansatz, wohingegen in Sachsen-Anhalt der Fokus auf dem Polizeili-
chen liege. Letzteres treffe trotz der angewandten wissenschaftlichen Methoden auch 
auf Nordrhein-Westfalen zu, weil man sich dadurch einen Mehrwert für die Polizei er-
hoffe. Diese unterschiedlichen Perspektiven bzw. Herangehensweisen würden sich si-
cherlich auch in den Ergebnissen niederschlagen. 

In NRW jedenfalls habe man Erkenntnisse hinsichtlich verschiedener Aspekte gewon-
nen. Dazu zähle etwa die Notwendigkeit der Anpassung des KPMD-PMK, mittels des-
sen noch keine Täter erfasst würden, die aufgrund psychischer Erkrankungen agier-
ten, da diese als schuldunfähig gölten, was sie von der entsprechenden Statistik aus-
schließe. In dieser Sache laufe unter Berücksichtigung der Projektergebnisse derzeit 
eine Untersuchung an der Deutschen Hochschule der Polizei, im Zuge derer die prak-
tizierte Erfassungsmethodik wissenschaftlich untersucht werde. 

Zudem sollten justizielle Entscheidungen, schon jetzt wesentlich für den KPMD-PMK, 
verstärkt in die fortzuschreibende Eingangsstatistik einfließen, da sie ergänzend zu 
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den polizeilichen Ermittlungsergebnissen zusätzliche Perspektiven hinsichtlich der be-
treffenden Taten eröffneten, insbesondere auch mit Blick auf die Opfer. Die ermitt-
lungsführenden Dienststellen aus dem Bereich des Staatsschutzes würden angehal-
ten, entsprechend zu operieren. 

Geschärft werden sollten außerdem die Definitionen im Zusammenhang mit Hasskri-
minalität, etwa die sexuelle Orientierung betreffend, sodass sich herauskristallisieren 
lasse, ob die Tat eher zweckrational oder aber vorurteilsgeleitet motiviert gewesen sei, 
was einen wichtigen Aspekt hinsichtlich der Erfassung als politisch motivierte Krimina-
lität darstelle. 

Unterhalb der IMK existiere eine Gremienstruktur, die unter anderem die AG „Quali-
tätssicherung“ umfasse, im Rahmen derer sich Vertreter von Bund und Ländern mit 
der Optimierung des KPMD befassten. Der Projektleiter sowie LKA-Vertreter gehörten 
dieser AG an und berichteten dort über die Ergebnisse aus NRW, sodass über ent-
sprechende Änderungen bzw. bundesweite Umsetzungen beraten werden könne. 
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6 Vorstellung des Maßnahmenkonzepts gegen Messergewalt im öffentlichen 

Raum (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2925 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Wir haben schon ein paar Mal darüber geredet, und wir haben diesen Tagesord-
nungspunkt angemeldet, weil ich gesagt habe, dass ich Ihnen so bald wie möglich 
vorlegen werde, was wir uns überlegt hätten. 

Es geht um Maßnahmen, die vorrangig für eine Gruppe eine Rolle spielen. Es gibt 
Terroranschläge mit Messern, es gibt Amoktaten, es gibt die Messerkriminalität in 
der Partyszene, und es gibt psychisch kranke Menschen, die unterwegs sind. Was 
wir jetzt versuchen, ist keine Antwort auf Fragen in Sachen Terror oder psychisch 
Kranke, allenfalls ein bisschen. Wir wollen auch nicht sagen, wer Schuld daran 
habe. Vielmehr wollen wir versuchen, festzustellen, wer diese Leute sind. Wenn 
man nämlich weiß, wer die Täter sind und wo das stattfindet, hat man eine bessere 
Grundlage, um Maßnahmen vorzuschlagen. Diese Maßnahmen sind natürlich auch 
wichtig, aber die eigentliche Leistung, die eigentliche Arbeit ist die Analyse der Täter. 

Um einen Satz zu wiederholen: Nicht Waffen töten Menschen, sondern Täter töten 
Menschen. Deswegen müssen wir uns die genau angucken. Wir haben das Lan-
deskriminalamt mit dieser Sonderauswertung beauftragt. Das hat ein bisschen ge-
dauert, das stimmt. Es galt, ein richtiges, ein faires, ein gerechtes, ein möglichst 
wenig angreifbares Bild zu haben. 

Wir haben uns die Statistiken der letzten fünf Jahre angeschaut. Der Fokus lag auf 
Delikten, die im öffentlichen Raum stattfanden, also Partymeilen, Straßen, Fußgän-
gerzonen. Der private Bereich, also häuslichen Gewalt, – das muss ich hinzufügen – 
ist ausgeklammert. 

Der Unterschied zum Lagebild, das ich 2019 zur Messerkriminalität eingeführt habe: 
Hier liegt unsere Aufklärungsquote bei 73 %. Das ist relativ gut. Die aufgeklärten 
Fälle sind natürlich die Datengrundlage für unsere Auswertung. 

Die Zusammensetzung ist ziemlich eindeutig: in der Regel männlich, 94 %; oft unter 
21 Jahre alt, 48 %; überproportional viele Ausländer, 45 %. Bei den Tatverdächtigen 
ohne deutschen Pass hatte jeder Zehnte einen syrischen Pass, etwa 5 % waren 
Türken, und 4 % Prozent waren Iraker; etwa 18 % der Tatverdächtigen waren Asyl-
bewerber, Asylberechtigte oder Geduldete. Der Blick auf die Opferseite ist auch in-
teressant, die sind nämlich auch überwiegend jung und männlich. 

Zur Frage, wann und wo die Angriffe stattfinden: Verkürzt gesagt gibt es einen 
Schwerpunkt in den warmen Monaten, draußen, samstagabends oder -nachts – auf 
gut Deutsch: da, wo Leute zusammenkommen, da, wo was los ist. Das ist nicht 
überraschend, aber jetzt ist es statistisch klar. 
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Hinsichtlich der Motivation für das Mitnehmen und das Einsetzen von Messern gibt 
es mehrere Punkte: 

Erstens. Selbstverteidigung, Unsicherheit oder Angst. Dazu sage ich: Das ist hier 
nicht nötig. Deutschland ist ein friedliches Land, die Polizisten sind da, und man 
braucht keine Messer. 

Zweitens. Eigene Erfahrungen mit Gewalt, die man zu Hause, in seinem Heimatland 
oder auf der Flucht gemacht hat. 

Drittens. Kriminelle Freundeskreise. Wo ein Messer ist, ist ein anderes nicht weit. 
Das nennt man Gruppendynamik oder schlechten Einfluss. 

Viertens. Vielleicht gibt es auch noch irgendeinen kulturellen Faktor, das ist sehr 
nebulös, aber bei den Tatverdächtigen ohne deutschen Pass sind Leute aus dem 
arabischen Raum öfter vertreten als Menschen aus anderen Kulturkreisen. Das kön-
nen wir faktenbasiert sagen, nicht mehr und nicht weniger. Sich zu bewaffnen, hat 
wohl auch etwas mit Männlichkeitsgehabe zu tun: Seht her, ich bin stark. 

Fünftens. Sicher spielt auch die Erziehung eine Rolle. 

Wenn das so ist, ist es nicht klug, eine pauschale Antwort auf alles zu geben, viel-
mehr sollte man sich fragen: Mit welchen Instrumenten könnte man wo weiterkom-
men? Kein Vorschlag bietet die alleinige Lösung. Ich glaube, dass man das in der 
kriminalpolizeilichen Arbeit immer sehen muss. Es gibt viele kleine Maßnahmen, 
aber keine, die allein richtig ist. 

Was machen wir mit den Erkenntnissen? Gestiegene Gewaltbereitschaft ist ein 
Thema, das uns alle angeht. Die Polizei allein ist nicht zuständig, aber die Aufgabe 
der Polizei ist es, bestmöglich zu arbeiten, um Taten zu verhindern, um Messertaten 
einzudämmen. 

Wir haben in den letzten Wochen geschaut, welche Werkzeuge wir haben. Heraus-
gekommen ist ein Werkzeugkoffer mit zehn Maßnahmen: 

Erstens. Mehr Aktionstage gegen Messergewalt. Wir haben das gemacht, dabei 
aber gelernt, dass diese Kontrollaktionen nicht überall klug sind. Einen Riesenauf-
wand zu betreiben, wo es nur wenig Ertrag gibt, ist wahrscheinlich nicht so intelli-
gent. Wir haben bei den letzten Aktionstagen, also vergangenes Jahr, 40.000 Per-
sonen kontrolliert, 500 Platzverweise erteilt, zahlreiche Messer sichergestellt. Nach 
dem Motto „Jedes Messer, das aus dem Verkehr gezogen wurde, ist eine Waffe 
weniger“ war das richtig. 

Zweitens. Prävention in Flüchtlingsunterkünften. Wenn es stimmt, dass der Anteil 
von jungen, nicht deutschen Männern groß ist: Die wohnen teilweise in Flüchtlings-
unterkünften, und zwar häufig nicht in Unterkünften, wie man sie sich wünschen 
würde. Da sind ganz viele, eng zusammen. Das brauche ich alles nicht zu vertiefen, 
das weiß jeder von Ihnen. Also müssen wir da irgendwie mit Prävention hin. Zettel 
zu verteilen oder Vortragsveranstaltungen zu machen – darüber müssen wir nicht 
diskutieren –, bringt nichts. Deswegen ist unser Versuch – ob das klappt, weiß ich 
auch nicht –, dass die Polizei künftig mit Bezirksdienstbeamten, mit Jugendkontakt-
beamten gezielt in Unterkünfte geht und mit den Leuten spricht. Über Vertrauen, 
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persönliche Kontakte, Vorbilder soll Nachdenklichkeit erzeugt werden. So könnte 
man es salopp sagen, auch wenn das vielleicht ein bisschen zu verträumt klingt. 
Aber denken Sie mal an andere Bereiche: In Schulen bzw. in Verkehrskursen haben 
wir damit verdammt viel erreicht. Es ist also zumindest einen Versuch wert. Wenn 
es Polizisten gibt, die dafür besonders gut geeignet sind, dann garantiert die Ju-
gendkontaktbeamten und die Bezirksdienstbeamten. Es geht also darum, Präsenz 
zu zeigen und aktiv auf die Leute zuzugehen. 

Drittens. Individuelle Waffentrageverbote. Das hat man etwa in Mönchengladbach, 
Bonn und Dortmund schon versucht. Das klappt ganz gut. Intensivtäter, also Men-
schen, die wir schon kennen, die offensichtlich eine besondere kriminelle Energie 
haben, die zumindest aufgefallen sind, bekommen individuelle Verbote. Das hat den 
Vorteil, dass man die ganz gezielt kontrollieren kann. Dafür braucht man keine be-
sondere Rechtsgrundlage, sondern kann einfach sagen: Pass mal auf, bei dir haben 
wir den Verdacht. – Die Polizei hat in den Orten, in denen das gemacht wird, seit 
Mai 2024 über 91 Verbotsverfügungen ausgehändigt. 

Viertens. Mehr Waffenverbotszonen. Das ist nichts Neues, aber das hat schon ge-
holfen, auf potenzielle Täter zu treffen. Mehrere Tausend Personen wurden in den 
Waffenverbotszonen mittlerweile kontrolliert, zahlreiche Messer sichergestellt. Köln 
und Düsseldorf sind bekannt, Hamm kommt jetzt im September nach. Entscheidend 
daran sind nicht die Plakate, sondern es ist die geänderte Rechtsgrundlage, sodass 
man kontrollieren kann. Das ist der Clou. 

Fünftens. Berichte an die Straßenverkehrsbehörden. Das hört sich komisch an und 
viele haben gefragt: Was soll das? – Da aber ein Teil der Leute junge Männer sind, 
kann man natürlich auf die Idee kommen, sie besonders empfindlich zu treffen bzw. 
nachdenklich zu machen, indem man sie an Stellen angreift, die juristisch vielleicht 
nicht so bedeutsam sind, an denen aber Wirksamkeit entfaltet wird. Ich finde, wer 
Messertäter wird, lässt ganz erhebliche Zweifel daran aufkommen, ob er geeignet 
ist, ein Auto zu fahren; Stichwort: charakterliche Ungeeignetheit. Bei einer Person, 
die mit Waffen straffällig geworden ist, ist es möglich – das muss aber immer die 
Straßenverkehrsbehörde entscheiden, wir können nur einen Hinweis geben –, den 
Führerschein zu entziehen oder gar nicht erst auszuhändigen. Das kann bei jungen 
Leuten, bei jungen Männern, bei dieser Klientel durchaus Wirkung haben, wenn 
auch garantiert nicht bei allen. 

Sechstens. Strategische Fahndung. Die haben wir, und damit kann man sich gezielt 
auf Messer oder andere gefährliche Gegenstände konzentrieren und entsprechend 
kontrollieren. Das ist so ähnlich wie Waffenverbotszonen, nur großräumiger. 

Siebtens. Mobile Videobeobachtung. Sie wissen, dass wir neben der stationären 
Videobeobachtung jetzt auch zehn mobile Anlagen haben, die nach Bedarf an ver-
schiedenen Stellen in verschiedenen Städten für befristete Zeit eingesetzt werden 
können, um drohende Gefahren bzw. Täter schnell und frühzeitig zu erkennen. Das 
ist keine Maßnahme, die überall und immer helfen wird. Das erste Mal hilfreich ein-
gesetzt haben wir es in Duisburg bei dem Rockerkrieg. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 43 - APr 18/655 

Innenausschuss 05.09.2024 
39. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 

Achtens. Wir kümmern uns noch stärker um Intensivtäter. Oft sind es ja dieselben, 
die immer wieder auffallen. Wir werden uns noch stärker kümmern mit Prävention 
und Repression sowie enger Zusammenarbeit mit anderen Behörden; Stichwort: 
Jugendamt. 

Neuntens. Vernehmung der Tatverdächtigen. Wir wollen sicherstellen – was heute 
noch nicht so ist –, dass jeder, der mit einem Messer straffällig geworden ist, per-
sönlich vernommen wird, auch im Fall von Bedrohungen. Sie kennen die Fälle aus 
der Statistik, bei denen nichts passiert, aber wer mit einem Messer droht, ist auf 
halbem Weg dahin, dass Gefahr besteht. Deswegen wollen wir auch bei diesen 
Leuten persönliche Vernehmungen machen. Das war bisher nicht immer so, jetzt 
soll es aber ein direktes Gespräch mit einem Polizisten geben, der sagt: Noch hast 
du nur gedroht, das kann aber auch Folgen haben. Lass es zu Hause. – Ich bin kein 
Träumer und glaube nicht, dass wir damit alle Leute umstimmen, aber vielleicht ei-
nen Teil. Das geht eben nur in kleinen Schritten. 

Zehntens. Netzwerkarbeit mit kommunalen Partnern. Das machen wir in Düsseldorf 
und Gelsenkirchen; Stichworte: Stadt, Ordnungsamt, Streetworker. Da kann man 
ganz verschiedene Maßnahmen ergreifen. Glasverbote sind bekannt. Düsseldorf 
hat sehr viel mit Beleuchtungskonzepten gemacht. Das funktioniert extrem gut. 

Keine dieser Maßnahmen wird Antworten auf alles geben, keine dieser Maßnahmen 
passt überall. Der Begriff „Werkzeugkoffer“ ist vielleicht doof, aber er soll deutlich 
machen, dass wir ein paar Ideen anbieten, die abgesichert sind, die man nutzen 
kann. Die müssen die Behörde nicht noch einmal selbst prüfen, sondern die können 
sie aufgreifen. Das muss man an den richtigen Stellen machen, dann kann man 
damit vielleicht Veränderungen erzielen, zwar nicht von heute auf morgen, aber mit-
tel- und langfristig. Wir sind optimistisch. 

Die Waffenverbotszonen waren schon ganz gut. Da, wo wir es gemacht haben, 
funktioniert auch die Kontrolle von Intensivtätern. Sie merken, wir haben im Grunde 
genommen all das zusammengeholt, was wir vorher schon probiert hatten. 

Bezug nehmend auf die Angabe im vorliegenden Maßnahmenkonzept, dass die Zah-
len zu den Messerdelikten aus der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht ohne Weiteres 
ablesbar seien, möchte Christina Kampmann (SPD) wissen, ob es eine Änderung 
brauche, um diese Zahlen langfristig nachhalten zu können. 

Warum gebe es ausgerechnet jetzt einen Anstieg bei der Zahl der Messerdelikte? 
Wisse man schon etwas über die Entwicklung im Jahr 2024? Wie stehe die Landesre-
gierung zu einem generellen Messertrageverbot mit Ausnahmeregelungen für be-
stimmte Berufsgruppen? Wie genau gestalte sich das Nebeneinander von Messerver-
botszonen und strategischer Fahndung in rechtlicher Hinsicht? Treffe es zu, dass den 
Sicherheitsbehörden nun ein Katalog zur Verfügung stehe, der einerseits bereits vor-
handene und andererseits neu hinzugekommene Maßnahmen enthalte? 

Marc Lürbke (FDP) begrüßt es, dass die Landesregierung im Kampf gegen die Mes-
sergewalt endlich etwas unternehme, was auch dringend erforderlich sei, da die Zahlen 
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seit Jahren stiegen und viele Menschen sich deswegen große Sorgen machten. Statt 
endloser Diskussionen über Klingenlängen brauche es wirksame Maßnahmen, wobei 
das eben vorgestellte Konzept den Praxistest erst noch bestehen müsse. 

Die Landesregierung möge anhand des konkreten Beispiels des Kesselbrinks in Biele-
feld, wo es immer wieder zu Messergewalt komme, darlegen, inwieweit das Maßnah-
menkonzept greife. Die dortigen Probleme seien sowohl im Innenausschuss des Land-
tags als auch im Bielefelder Stadtrat bereits thematisiert worden, wobei die FDP-Rats-
fraktion seit Jahren Maßnahmen in dieser Sache einfordere. 

In Erwägung ziehen solle man darüber hinaus verstärkte Polizeipräsenz in Risikoge-
bieten sowie das konsequente Abschieben straffällig gewordener Asylbewerber. 

Dass das von ihm selbst schon lange geforderte, aber seitens der Landesregierung 
immer wieder abgelehnte Präventionskonzept für Geflüchtete in Unterbringungsein-
richtungen nun doch komme, stelle natürlich einen Fortschritt dar, da man so der Tat-
sache Rechnung trage, dass ein überproportional großer Anteil der Täter aus dieser 
Bevölkerungsgruppe stamme. Ziehe es die Landesregierung in Erwägung, dieses Prä-
ventionskonzept auf Schulen, Sportvereine, Jugendtreffs auszuweiten, um gezielt 
junge Männer ansprechen zu können? 

Die individuellen Messertrageverbote für Intensivtäter stellten vermutlich einen vielver-
sprechenden Ansatz dar. Wie genau erfolgten die entsprechenden Kontrollen? Wür-
den diese Personen von den Bezirksdienstbeamten gezielt zu Hause aufgesucht oder 
bei zufälligen Begegnungen auf der Straße durchsucht? 

Die im Zuge der Novelle des Polizeigesetzes noch unter Schwarz-Gelb eingeführte 
strategische Fahndung stelle prinzipiell eine wirksame Maßnahme dar, weshalb ihn 
interessiere, wie oft diese zur Anwendung komme. 

Ein großes Hindernis im Kampf gegen die Messergewalt sei der Flaschenhals im Be-
reich der Justiz, so fehlten 300 Staatsanwälte und es gebe 250.000 bis 260.000 uner-
ledigte Ermittlungsverfahren. Diesbezüglich möge Minister Herbert Reul (IM) auf sei-
nen Kabinettskollegen Minister Dr. Benjamin Limbach (JM) einwirken, da die Polizei-
arbeit ins Leere laufe, wenn keine zeitnahen juristischen Konsequenzen folgten. 

Das Maßnahmenkonzept befürwortend, ergänzt Markus Wagner (AfD), dass man da-
mit richtigerweise den Fokus weniger auf die Messer als vielmehr auf die Messerste-
cher lege. In diesem Zusammenhang spielten natürlich auch Abschiebungen eine 
Rolle, wobei man sich nicht darauf beschränken dürfe, Straftäter abzuschieben, da 
man dann ja erst reagiere, wenn bereits etwas geschehen sei, vielmehr müsse man 
tätig werden, sobald eine vollziehbare Ausreisepflicht vorliege. In Kombination damit 
gelte es zudem – wie von seiner Fraktion schon seit Jahren gefordert –, die nordrhein-
westfälische Westgrenze zu schützen. 

Den Anteil der öffentlichen Schulen an den Tatörtlichkeiten von 6,3 % empfinde er als 
beängstigend, weshalb er Gegenmaßnahmen vermisse, die genau dort ansetzten. 

Verfügten Straftäter neben der deutschen über weitere Staatsangehörigkeiten würden 
sie in der PKS als Deutsche erfasst, was seines Erachtens zu einer Verfälschung der 
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Daten führe, weshalb er auch wegen der zu erwartenden Zunahme von Mehrfach-
staatsangehörigkeiten für die Einführung einer entsprechenden Kategorie plädiere. 

Gregor Golland (CDU) hebt hervor, dass NRW mit diesem vermutlich deutschland-
weit einzigartigen Maßnahmenkonzept nicht auf den Terroranschlag von Solingen, 
sondern auf die allgemein gestiegene Messerkriminalität reagiere. Es werde weiterhin, 
wie auch in den vergangenen zwei Wochen wieder, zu Angriffen kommen, aber man 
werde ihre Anzahl verringern, was wiederum dazu führe, dass es weniger Verletzte, 
weniger Tote gebe. In jedem Fall beschreite Minister Herbert Reul (IM) damit einen 
besseren Weg als die Bundesministerin des Innern und für Heimat Nancy Faeser, die 
absurderweise meine, mit der Begrenzung der zulässigen Klingenlänge etwas errei-
chen zu können. Schließlich dürfe man nicht davon ausgehen, dass sich Delinquenten 
an derartige Regelungen hielten, was umso mehr für terroristische Attentäter wie den 
von Solingen gelte. 

Ein Messertrageverbot für Intensivtäter halte er für einen vielversprechenden Ansatz, 
ebenso den Entzug der Fahrerlaubnis, da Autos bei Teilen dieser Klientel einen hohen 
Stellenwert hätten, was auf eine große Wirksamkeit einer solchen Sanktion hoffen 
lasse. 

Es erscheine sinnvoll, nach einem Jahr zu evaluieren, welche der umgesetzten Maß-
nahmen gut und welche weniger gut funktioniert hätten, um sie dann gegebenenfalls 
anzupassen bzw. zu ergänzen. 

Eileen Woestmann (GRÜNE) hebt hervor, dass es für dieses Problem keine allum-
fassende Lösung geben könne, da Messer im Gegensatz zu Schusswaffen für jeder-
mann zugänglich seien. Auch wenn die Messerangriffe zu einem großen Teil im sozi-
alen Nahbereich der jungen, männlichen Täter stattfänden, werde das allgemeine Si-
cherheitsgefühl der Bevölkerung dadurch beeinträchtigt, weshalb ein solch breit auf-
gestelltes Maßnahmenkonzept in die richtige Richtung weise. 

Waffenverbotszonen bzw. Messertrageverbote dienten sicherlich der Sache, aber man 
müsse immer auch berücksichtigen, dass sich potenzielle Angreifer davon im Zweifel 
nicht abhalten ließen. 

Mit Blick auf die Prävention gelte es auch, die Frage zu klären, warum vor allem junge 
Männer meinten, Messer mit sich führen zu müssen, um sich stark oder sicher zu füh-
len. Die von verschiedenen Akteuren wie Polizei, Schule und Jugendhilfe getragene 
Antigewaltkampagne „#KölnSafe“ könne diesbezüglich als Beispiel dienen. Auch der 
Peer-to-Peer-Ansatz, also dass junge Menschen anderen jungen Menschen zu ver-
mitteln versuchten, dass Waffen bzw. Messer eben nicht cool, sondern vielmehr ge-
fährlich seien, erscheine vielversprechend, insbesondere auch deshalb, weil diese Art 
des Austausches naturgemäß mit mehr Glaubwürdigkeit bzw. Vertrauen einhergehe. 
In diesem Sinne möge dargelegt werden, inwiefern man einen solchen Ansatz auch 
auf Landesebene verfolge. 
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Mit Blick auf die immer wieder geforderten schnelleren Abschiebungen gibt Andreas 
Bialas (SPD) zu bedenken, dass diese möglichweise eher gut integrierte und für die 
Gesellschaft, für den Arbeitsmarkt nützliche Personengruppen wie Frauen und Kinder 
träfen, obwohl das doch eigentlich vor allem bei Kriminellen, auch bei etwaiger rechts-
anwaltlicher Unterstützung, gelingen müsse. Deswegen brauche es aufseiten der Lan-
desregierung ein Konzept, um im Zusammenspiel der zuständigen Ministerien diejenigen 
abschieben zu können, die gegen Gesetze verstießen bzw. eine Gefahr darstellten. 

Die Verringerung der Zahl der Messerdelikte im Besonderen und der Gewaltdelikte im 
Allgemeinen stelle nicht allein eine polizeiliche, sondern vielmehr eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe dar, deren Bewältigung die Berücksichtigung verschiedener As-
pekte und ein ressortübergreifendes Engagement erfordere. Das Maßnahmenkonzept 
sei sicherlich nicht vollkommen ungeeignet, um das Problem unter Kontrolle zu brin-
gen, aber es fehle an Konsequenz und Innovation. Letzteres könne man einerseits 
daran erkennen, dass einige der genannten Sanktionsmöglichkeiten bereits bestün-
den, und andererseits daran, dass von SPD und FDP schon lange Vorschläge vorlä-
gen, die in eine ähnliche Richtung wiesen. Das betreffe unter anderem die Berichte an 
die Straßenverkehrsbehörden. 

Das Argument, dass es weniger um die Messer als vielmehr um die Messerstecher 
gehen müsse, ziehe nur bedingt, da es bei Schusswaffen sehr wohl funktioniere, die 
Verfügbarkeit einzuschränken. Insofern handle man mit einem Messerverbot durchaus 
konsequent. Natürlich müsse es möglich bleiben, in die Stadt zu gehen und sich ein 
Messer zu kaufen, etwa für die Küche, aber es bestehe keinerlei Notwendigkeit, bei 
einem abendlichen Kneipengang ein Messer mitzuführen. 

Polizei und Ordnungsämter müssten dauerhaft ihre Präsenz ausweiten und den Kon-
trolldruck erhöhen, da es zur Durchsetzung von Rechtsnormen nicht ausreiche, sich 
lediglich auf einzelne Einsätze zu beschränken. 

Da es sich bei den Tätern um Jugendliche bzw. junge Menschen handle, biete es sich 
an, mit den Bildungsträgern bzw. Bildungseinrichtungen, insbesondere natürlich den 
Schulen, in Kontakt zu treten, um gemeinsam in Sachen Aufklärung bzw. Prävention 
tätig zu werden. Das gelte in ähnlicher Weise für die Unterbringungseinrichtungen für 
Geflüchtete. 

Eine Einbindung der Bezirksdienste stelle einen gangbaren Weg dar, aber dem müsse 
eine Aufgabenanalyse sowie eine Schwerpunktsetzung vorausgehen, sodass an an-
derer Stelle Entlastungen vorgenommen und die erforderlichen Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt werden könnten. 

Minister Herbert Reul (IM) stellt seinen Ausführungen voran, dass die Landesregie-
rung mit dem Maßnahmenkonzept einen ersten Beitrag im Kampf gegen Messergewalt 
leiste, sich aber nicht darauf beschränken werde. 

Der Präventionskampagne in Unterbringungseinrichtungen für Geflüchtete sei eine 
Priorisierung auf Grundlage der Analyse der Tatverdächtigenstruktur vorangegangen. 
Die Plakataktion erwecke Aufmerksamkeit, müsse aber natürlich um persönliche An-
sprachen ergänzt werden, was sich nicht unproblematisch gestalte, aber am besten 
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funktioniere, wenn diese von Personen kämen, denen Vertrauen entgegengebracht 
werde, weil dann am ehesten Verhaltensänderungen erwirkt werden könnten. Das 
gelte in ähnlicher Weise für die Durchführung vergleichbarer Kampagnen in Sportver-
einen oder Schulen. An letzteren könne die Polizei erfahrungsgemäß viel erreichen, 
allerdings komme es in diesem Zusammenhang sehr auf die Persönlichkeiten der ein-
zelnen Polizisten an, wobei die Entscheidung darüber, wer sich besonders für diese 
Aufgabe eigne, natürlich den Verantwortlichen vor Ort obliege. Die Polizei könne in 
dieser Sache aber nicht alleiniger Akteur bleiben, da auch die dortigen Verantwortli-
chen tätig werden müssten. Messer ließen sich ähnlich wie Handys per Schulsatzung 
verbieten, dann jedoch stelle sich die Frage, inwiefern das realistischerweise kontrol-
liert werden könne. Nichtsdestotrotz erhoffe er sich von diesen Präventionskampag-
nen den größten Erfolg. Zwar werde es vermutlich Zeit und Ausdauer erfordern, aber 
irgendwann könne man die Zielgruppen hoffentlich überzeugen, dass das Gewaltmo-
nopol des Staates durchaus Sinn ergebe, da anderenfalls irgendwann Chaos vorherr-
schen werde. 

Bei Intensivtätern handle es sich zwar nur um eine kleine Personengruppe, aber sie 
würden eben häufig straffällig bzw. gewalttätig, weshalb es Sinn ergebe, früh einzu-
greifen. 

Binde man die Bezirksdienste in die Bekämpfung der Messergewalt ein, müsse die 
Mehrarbeit natürlich kompensiert werden; das habe man im Übrigen im Zusammen-
hang mit Kindesmissbrauch auch so gemacht. Allerdings gehöre zur Wahrheit dazu, 
dass eine personelle Aufstockung an einer Stelle Lücken an anderer Stelle reiße. An-
ders werde es aber nicht funktionieren. 

Die strategische Fahndung sei am Anfang nur selten genutzt worden, wohl auch, weil 
es erst eine gewisse Routine gebraucht habe und zudem Unsicherheiten hinsichtlich 
der juristischen Aspekte bestanden hätten. In diesem Jahr sei sie insgesamt, also nicht 
nur im Zusammenhang mit Messern, 44-mal zum Zuge gekommen. Selbstverständlich 
werde man dieses Instrument nicht immer und überall einsetzen – niemand wolle einen 
Überwachungsstaat –, sondern nur da, wo es notwendig sei und sich gut begründen 
lasse. Die diesbezügliche Entwicklung weise jedenfalls in die richtige Richtung. 

Ein allgemeines Messerverbot betrachte er derzeit mit Skepsis, wobei er nicht aus-
schließen wolle, seine Meinung noch zu ändern. Verbote funktionierten jedenfalls nur, 
wenn man auch Kontrollen durchführe, weshalb die derzeitige Konzentration auf Tra-
geverbote und Messerverbotszonen praktikabler erscheine, wobei letztere auch tem-
porär eingerichtet werden könnten, etwa bei Volksfesten. Zudem müsse bei einem all-
gemeinen Verbot mit Grauzonen gerechnet werden, die neue Debatten entfachten: 
Wie gehe man mit Jägern oder mit Personen um, die gerade Haushaltsmesser gekauft 
hätten? Die von Nancy Faeser vorgeschlagene Begrenzung der zulässigen Klingen-
längen sei nicht unbedingt verkehrt, stelle aber sicherlich nur eine Teillösung dar. 

Vor dem Hintergrund der dezentralen Polizeistruktur könne er die Situation am Kes-
selbrink in Bielfeld nicht beurteilen, weshalb er auch nicht in der Lage sei, sich in seri-
öser Art und Weise dazu zu äußern. Sein Ministerium könne allenfalls rechtssichere 
Instrumente anbieten, die dann von den einzelnen Polizeibehörden ausprobiert und 
gegebenenfalls dauerhaft angewandt würden. Generell gelte aber für innerstädtische 
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Plätze, dass städtebauliche Maßnahmen manchmal größere Wirkung zeigten als poli-
zeiliche, wenn es darum gehe, ungute Entwicklungen zu stoppen. 

Das wichtige Thema „Abschiebungen“ müsse eigentlich an anderer Stelle diskutiert 
werden, was im Rahmen der Siko auch erfolge, bei der ein nichtöffentlicher Austausch 
zwischen Fachleuten aus unterschiedlichen Bereichen der Regierung stattfinde, der 
am Ende zu Entscheidungen über Zuständigkeiten und Vorgehensweisen führe. Ge-
nerell gelte, dass sich Abschiebungen zwar immer leicht fordern, aber häufig nur 
schwer umsetzen ließen, was unter anderem an zu unterbreitenden Vorankündigungen, 
Widerstand von Rechtsanwälten, begrenzten Zutrittsbefugnissen in Unterkünften oder 
gewährtem Kirchenasyl liege. Begrüßenswerterweise würden auf Bundesebene gerade 
einige Änderungen vorgenommen, um mehr Handlungsspielraum zu ermöglichen. 

Auf die Sonderauswertung zu Messerdelikten eingehend, legt LdsKD Peter Mosch (IM) 
dar, dass diese sich auf Nordrhein-Westfalen beziehe, den Zeitraum von 2019 bis 2023 
umfasse und in den kommenden Jahren fortgeführt werden könne, weshalb es keine 
Änderung der PKS brauche. Das LKA habe großen Aufwand betreiben müssen, um 
eine solche Basis für das weitere Vorgehen bzw. die zu ergreifenden Maßnahmen zu 
schaffen. So sei zunächst eine Differenzierung zwischen Gewaltdelikten und Gewalt-
delikten unter Verwendung von Messern vorgenommen worden und bei letzteren auch 
noch eine zwischen solchen im häuslichen Umfeld und solchen im öffentlichen Raum, 
wobei hier wiederum nach verschiedenen Tatörtlichkeiten wie etwa Schulen oder 
ÖPNV unterschieden worden sei. Nun aber lägen Daten vor, anhand derer sich die 
diesbezüglichen Entwicklungen ablesen ließen. 

Rund 90 % der Tatverdächtigen seien männlich und rund 70 % unter 30 Jahre alt, bei 
den Opfern beliefen sich die entsprechenden Zahlen auf rund 80 % bzw. rund 60 %. 
Sowohl bei den Tatverdächtigen als auch bei den Opfern handle es sich also vorwie-
gend um junge Männer. Frage man erstere nach dem Grund dafür, warum sie Messer 
mit sich geführt hätten, gäben sie als Grund häufig Selbstverteidigung an und versi-
cherten, sie eigentlich gar nicht hätten einsetzen wollen. Bestimmte Vorstellungen von 
Männlichkeit und Stärke einerseits und Gruppendynamiken andererseits führten aber 
dazu, dass die Messer doch eingesetzt würden, was naturgemäß schwere Verletzun-
gen nach sich ziehen könne. Allerdings würden keinesfalls nur Körperverletzungs- 
oder gar Tötungsdelikte verübt, vielmehr machten auch Bedrohungstatbestände einen 
bedeutenden Teil aus, nämlich rund ein Drittel. 

Nun obliege es denn 47 Kreispolizeibehörden, die Lage vor Ort mithilfe der vom LKA 
zur Verfügung gestellten Parameter und der Vorgangsbearbeitungssysteme, mittels 
derer die alltägliche Erfassung erfolge, zu eruieren. So könnten vorhandene Problem-
bereiche, seien es öffentliche Plätze, Bahnhöfe oder Schulen, identifiziert werden, um 
dann Maßnahmen aus dem landesweit vorgestellten Zehnpunkteplan passgenau zur 
Anwendung zu bringen, gegebenenfalls in Kooperation mit den Ordnungsämtern oder 
anderen Akteuren. Auf diese Weise hoffe man, die Zahl der Messerdelikte senken zu 
können. 
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MRʼin Iris Bachetzky-Knust (IM) erläutert, dass es sich bei Waffenverbotszonen und 
strategischer Fahndung um zwei unterschiedliche Instrumente handle, die aber ineinan-
der griffen. In Waffenverbotszonen seien Messer mit einer Klingenlänge von bis zu 4 cm 
erlaubt, ansonsten dürften im öffentlichen Raum laut Waffengesetz Messer mit einer 
Klingenlänge von bis zu 12 cm mitgeführt werden. Das Waffengesetz biete aber keine 
Ermächtigungsgrundlage für Kontrollen, wohingegen die strategische Fahndung der 
Polizei die Möglichkeit eröffne, Personen anzuhalten und beispielsweise ihre Autos 
oder Taschen in Augenschein zu nehmen und bei Vorliegen entsprechender Anhalts-
punkte auch zu durchsuchen. Die Kreispolizeibehörden hätten damit bislang gute Er-
fahrungen gemacht. 

Andreas Bialas (SPD) möchte wissen, ob es sich beim Waffentrageverbot um ein 
Pilotprojekt aus Dortmund handle, das jetzt ausgerollt werde oder ob es bereits in an-
deren Kreispolizeibehörden Anwendung finde. 

Es gelte zu berücksichtigen, dass auch Bedrohungen, denen keine körperlichen An-
griffe folgten, gravierende psychische Folgen haben könnten, insbesondere bei Kin-
dern und Jugendlichen. Deshalb stellten persönliche Vernehmungen auch bei solch 
niederschwelligen Delikten ein adäquates Mittel dar, um die Täter einerseits in den 
Blick zu nehmen und ihnen andererseits Grenzen aufzuzeigen. Möglicherweise könne 
man dieses Format auch bei anderen Formen der Kinder- und Jugendkriminalität im-
plementieren, anstatt immer nur postalisch zu agieren. 

Auch wenn die Zuständigkeit für Unterbringungseinrichtungen für Geflüchtete in ein 
anderes Ressort falle, möge sich das IM Gedanken darüber machen, wie man sich 
einen Überblick über das Ausmaß der dortigen Kriminalität, insbesondere zulasten von 
Frauen und Kindern, verschaffen könne. 

Den soeben geäußerten Vorschlag seines Vorredners aufgreifend, stellt Minister Herbert 
Reul (IM) klar, dass Bezirksdienst- bzw. Jugendkontaktbeamte derartige Einrichtungen 
eigentlich regelmäßig aufsuchen sollten, um mitzubekommen, was dort vor sich gehe. 
Das werde vor Ort je nach Person bzw. Situation aber sehr unterschiedlich gehand-
habt. So gebe es auf der einen Seite teilweise spezielle Kontaktbeamte für Menschen 
muslimischen Glaubens, auf der anderen Seite fehle es teilweise an Einrichtungen, in 
denen eine solche Interaktion funktionieren würde. 

Die individuellen Waffentrageverbote seien zunächst in Mönchengladbach und Dort-
mund verhängt worden, mittlerweile kämen sie auch in Bonn, Münster, Wesel und Reck-
linghausen zur Anwendung. 
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7 Mutmaßlicher Angriff auf einen Taxifahrer auf Mallorca durch Essener Poli-

zisten (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2936 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Als ich von dem Fall in der Zeitung gelesen habe, ging es mir wahrscheinlich wie 
Ihnen: Was da geschildert worden ist, was die Polizisten gemacht haben sollen, 
passt überhaupt nicht zu dem Bild, das ich von Polizisten habe. Um das klipp und 
klar zu sagen: Von meinen Beamtinnen und Beamten erwarte ich selbstverständlich 
auch privat ein einwandfreies Verhalten. Das sieht übrigens auch der Gesetzgeber 
so, das nennt man Wohlverhaltenspflicht. Deswegen ist der Hauptbetroffene bereits 
in den Innendienst versetzt worden, weil wir gesagt haben: Es ist vielleicht klüger, 
jetzt keinen Bürgerkontakt zu haben.  

Sie können sicher sein, dass gegen diejenigen, bei denen sich die Vorwürfe bestäti-
gen, Disziplinarverfahren eingeleitet werden – das ist ganz klar –, allerdings wird das 
Verfahren in Spanien betrieben, und den Ausgang der dortigen Ermittlungen müssen 
wir abwarten. Die Informationsweitergabe ist – vorsichtig formuliert – schleppend, 
was für mich mit Blick auf ein geeintes Europa eine kleine Überraschung war. Das 
sind ja ganz wichtige Fragen. Kein Mensch will die vorverurteilen, aber umgekehrt 
muss auch klar sein: Allein das, was die erzählen, reicht uns auch nicht aus. Wir 
brauchen schon die objektive Lage seitens der spanischen Justiz. 

Ich will hinzufügen: Mir war nicht klar und mich irritiert, dass der Tag zur Förderung 
der Betriebsgemeinschaft mit einem Kurzurlaub auf Mallorca verbunden worden 
war. Tage zur Förderung der Betriebsgemeinschaft sind für das Teambuilding inner-
halb der Polizei extrem wichtig – das bestreitet kein Mensch; dass es so etwas gibt, 
das ist gut und richtig –, allerdings müssen die vom nächsthöheren Vorgesetzten 
genehmigt werden. Wir werden uns das anschauen, weil ich jetzt genau wissen 
möchte, wie das funktioniert. Bei diesem Fall habe ich – um es vorsichtig zu sagen – 
zumindest etwas gestutzt, aber auch da gilt: erst angucken, dann ein Urteil bilden, 
dann entscheiden. Ich wollte aber die Gelegenheit nicht verpassen, zu sagen: Da-
ran wird gearbeitet, gründlich wie immer. 

Markus Wagner (AfD) äußert sein Erstaunen darüber, dass die drei festgenommenen 
Fahrgäste ohne Zahlung einer Kaution freigelassen worden seien, wohingegen die 
seinerzeit im Falle eines Brandes womöglich zu Unrecht Beschuldigten eine hohe Kau-
tion hätten entrichten müssen. 

Unter welchen Umständen könnten die in diesem Fall beschuldigten deutschen Staats-
bürger im Falle eines Prozesses nach Spanien überstellt bzw. ausgeliefert werden? 

Marc Lürbke (FDP) hält Tage zur Förderung der Betriebsgemeinschaft ebenfalls für 
wichtig, hat diesbezüglich aber einige Fragen: Sei der Tag zur Förderung der Betriebs-
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gemeinschaft auf Mallorca begangen worden? Würden derartige Veranstaltungen sub-
ventioniert? Laufe bei den 47 Kreispolizeibehörden eine Abfrage zu den jeweiligen 
Vorgehensweisen? In jedem Fall möge der Minister die Ausschussmitglieder in dieser 
Sache auf dem Laufenden halten, denn alle Fragen, die ersterer sich stelle, stellten 
letztere sich auch. 

Minister Herbert Reul (IM) betont, dass es nicht nur darum gehe, diesen Fall zu prü-
fen, sondern auch darum, etwas über die jeweiligen Vorgehensweisen bei derartigen 
Veranstaltungen zu erfahren. Außerdem wolle man natürlich wissen, welchen Zusam-
menhang es mit der Mallorca-Reise gebe. Prinzipiell existierten aber bereits klare Vor-
gaben hinsichtlich der Genehmigungsverfahren. 

In diesem Fall liege ein europäischer Haftbefehl vor, was geregelte Abläufe nach sich 
ziehe und Probleme hinsichtlich der Aufklärung vermeiden sollte. Auf die komplizierten 
juristischen Details wolle und könne er aber nicht eingehen. 
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8 Drogenkrieg in NRW – Welche Maßnahmen werden gegen die „Mocro-Mafia“ 

ergriffen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

In Verbindung mit: 

 Düsseldorf: Explosion vor Hochhaus – Hat die „Mocro-Mafia“ wieder zuge-
schlagen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2934 
Vertrauliche Vorlage 18/126 

Bezug nehmend auf die Angabe im vorliegenden Bericht, dass sich die in den Nieder-
landen etablierten Gruppierungen nicht nach Nordrhein-Westfalen ausgedehnt hätten, 
bittet Christina Kampmann (SPD) um eine Einordnung dessen, dass es von den für 
die Geldautomatensprengungen Verantwortlichen immer heiße, dass sie aus den Nie-
derlanden kämen. Handle es sich dabei also um von der „Mocro-Mafia“ unabhängige 
Strukturen? 

Wie viele Ermittler der Kriminalpolizei arbeiteten derzeit im Bereich der Organisierten 
Kriminalität? Plane man angesichts der derzeitigen Ereignisse eine personelle Aufsto-
ckung? 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) bittet darum, darzulegen, warum es sich bei 
„Mocro-Mafia“ um einen kriminologisch unzutreffenden Begriff handle. 

Gebe es Kooperationen zwischen OK-Strukturen in den Niederlanden und in NRW? 

Markus Wagner (AfD) zitiert den Bundesvorsitzenden der Deutschen Polizeigewerk-
schaft Rainer Wendt: 

 Die fehlende Kontrolle an der Grenze zu den Niederlanden sei „ange-
sichts der aktuell eskalierenden Bandenkriminalität durch die gefürchtete 
ʼMocro-Mafiaʻ brandgefährlich“. Die derzeitige Lage mit Entführungen, 
Folterungen und Sprengstoffanschlägen im Bandenmilieu sei im Gegen-
teil „eine konkrete Rechtfertigung für die Beibehaltung von Grenzkontrol-
len“. Wenn „Killerkommandos in unser Land einreisen und ihr blutiges 
Handwerk ausüben“, müssten Grenzkontrollen verschärft werden. „Was 
sich gerade in den Niederlanden und Nordrhein-Westfalen abspielt, ist 
brandgefährlich und wird sich ausweiten, wenn nicht alle Register gezo-
gen werden, um die hochgefährliche ʼMocro-Mafiaʻ in den Griff zu be-
kommen.“ 

Nun aber lese bzw. höre man, dass es dieses Problem eigentlich gar nicht gebe. Wel-
che Einschätzung treffe zu? 
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Minister Herbert Reul (IM) legt dar, dass derzeit rund 500 Ermittler im OK-Bereich 
arbeiteten. Derzeit gebe es keine konkreten Planungen, daran etwas zu ändern, auch 
weil das Personal in den vergangenen Jahren bereits aufgestockt worden sei. Das 
Landeskriminalamt leiste in diesem Bereich trotz hoher Auslastung sehr gute Arbeit. 
Es brauche neben verschiedenen Fachleuten und spezieller Technik sowie internatio-
naler Zusammenarbeit vor allem Geduld und Ausdauer, um OK-Fälle aufzuklären, was 
in den vergangenen Jahren auch immer wieder gelungen sei. 

Mit dem zur Rede stehenden Sachverhalt befassten sich momentan 654 Beamte, wo-
bei die Federführung beim Polizeipräsidium Köln liege. Schon vor geraumer Zeit hätten 
die niederländische und die nordrhein-westfälische Polizei wechselseitig Verbindungs-
beamte entsandt, um so den Austausch zu beschleunigen bzw. zu verstetigen, womit 
man im Übrigen gute Erfahrungen gemacht habe. 

Ein Erfolg der Ermittler bestehe sicherlich darin, relativ schnell Zusammenhänge er-
kannt und Identifizierungen vorgenommen zu haben. Man habe 20 Wohnungen und 
Geschäftsräume durchsucht, Schusswaffen und Mobiltelefone sichergestellt sowie 13 
Personen verhaftet. All das lasse darauf schließen, dass aufgabenteilige Strukturen 
existierten. 

Der Begriff „Mocro-Mafia“ sei unpassend, da er fälschlicherweise insinuiere, dass es 
ausschließlich um marokkanische Täter gehe, tatsächlich aber wiesen diese unter-
schiedliche Nationalitäten auf. Sie agierten von den Niederlanden aus, machten aber 
schon seit Längerem auch Geschäfte in Nordrhein-Westfalen, insbesondere mit Dro-
gen aller Art. Neu sei, dass sich die in den Niederlanden schon länger zu beobach-
tende Gewalttätigkeit und Brutalität dieser Gruppierungen nun wohl auch in Nordrhein-
Westfalen zeigten, wie unter anderem die jüngsten Sprengstoffanschläge vermuten 
ließen. Zudem beunruhige ihn, dass die Anschläge trotz der öffentlichen Berichterstat-
tung und der teilweise in Verhaftungen mündenden Ermittlungen weitergeführt würden, 
was auf eine ziemliche Skrupellosigkeit hindeute. 

LdsKD Peter Mosch (IM) führt aus, dass der Kölner Sachverhalt erstmalig OK-Be-
züge vermuten lasse. Es gehe um Lieferstrukturen, möglicherweise für Marihuana. 
Generell gebe es Verbindungen in die Niederlande bzw. zu den Seehäfen, nach Spa-
nien, nach Nordafrika und in den Balkan, da Deutschland einen lukrativen Markt biete. 
Eine Sonderauswertung des Landeskriminalamts weise für das gesamte vergangene 
Jahr rund 600 Tatverdächtige aus den Niederlanden aus, wobei sich das auch auf 
Bagatelldelikte beziehe, etwa Diebstähle in der Düsseldorfer Altstadt. 

Stellv. Vorsitzende Anna Teresa Kavena mahnt an, sich von nun an kurzzufassen, 
da noch Zeit für den nichtöffentlichen Sitzungsteil benötigt werde. 

Markus Wagner (AfD) verweist auf Medienberichte, laut denen die Liberalisierung in 
Sachen Cannabis und die damit verbundene Einführung von Coffeeshops in den Nie-
derlanden nicht zu einem Rückgang der illegalen Beschaffung und somit der Banden-
kriminalität, sondern vielmehr zu deren Erstarken und letztlich zum Aufkommen der 
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„Mocro-Mafia“ geführt habe. Welche Auswirkungen werde die hiesige Cannabislibera-
lisierung auf die Aktivitäten der „Mocro-Mafia“ in Nordrhein-Westfalen haben? 

LdsKD Peter Mosch (IM) erläutert, dass man die Auswirkungen des Konsumcan-
nabisgesetzes noch nicht abschätzen könne, da es erst vor einigen Monaten in Kraft 
getreten sei. Die ersten Anmeldungen von Anbauvereinigungen lägen vor, und nun 
würden nach und nach Genehmigungen erteilt. Derzeit gebe es zwar schon die Nach-
frage und auch einen Markt, aber noch keine hinreichende legale Struktur, weshalb 
deren Expansion abgewartet werden müsse, was mit Blick auf das Pflanzenwachstum 
naturgemäß eine gewisse Zeit dauere. In jedem Fall bestehe die Sorge, dass die le-
gale Struktur die große Nachfrage auch künftig nicht werde befriedigen können, was 
dann wohl zu einer konkurrierenden illegalen Struktur führen werde. 
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9 Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer Si-

cherheit? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2916 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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10 Sind strengere Anforderungen bei der Überprüfung des Personals von pri-

vaten Sicherheitsfirmen erforderlich? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 
[s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2913 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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11 Wie ist die Entwicklung bei queerfeindlichen Übergriffen in Nordrhein-

Westfalen? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2929 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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12 Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität einge-

stellt? (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2930 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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13 Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es sich 

dabei um ein Attentat? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2931 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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14 Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet (Bericht beantragt 

von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2933 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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15 Wieder mehr Tote durch „Zombiedroge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist NRW? 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/2932 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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16 Schusswaffeneinsätze gegen mit Messern bewaffnete Männer in Moers und 

in Recklinghausen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

– wird aus Zeitgründen heute nicht behandelt 
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17 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

(Es folgt ein nichtöffentlicher Sitzungsteil; s. nöAPr 18/82.) 

gez. Anna Teresa Kavena 
stellv. Vorsitzende 

5 Anlagen 
25.11.2024/26.11.2024 
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung einer aktuellen Viertelstunde für die Sitzung des 

Innenausschusses am 05.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses

am 0505.09.2024 eine aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 der Geschäftsordnung des 

Landtags NRW zu folgenden Themen: 

Terroranschlag in Solingen 

Am Abend des 23.08.2024 kam es zu einem mutmaßlich islamistischen Terroranschlag auf 

einem Stadtfest in Solingen, bei dem drei Menschen durch Messerstiche getötet und acht 

weitere schwer verletzt wurden. Bereits am 29.08.2024 wurde im Innenausschuss im Rahmen 

einer Sondersitzung über erste Erkenntnisse berichtet. Wirir bitten die Landesregierung im 

Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde um einen aktualisierten Bericht über den derzeitigen 

Erkenntnisstand. Angesichts der Schwere der Tat und ihrer Folgen besteht diesbezüglich ein 

dringendes öffentliches Interesse.

Stichwaffenattacke in einem Bus in Siegen 

Am Abend des 30.08.2024 hatte nach Presseberichten eine Frau in einem Shuttle-Bus zum 

Siegener Stadtfest sechs Menschen mit einem Messer angegriffen und zum Teil 

lebensbedrohlich verletzt. Laut Medienberichten soll es in diesem Zusammenhang Hinweise 

auf eine psychische Erkrankung der mutmaßlichen Täterin geben. Auch hier besteht vor dem 

Hintergrund der schwerwiegenden Tat und ihrer Folgen ein dringendes öffentliches Interesse 

an einem Bericht der Landesregierung im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde.  

0202.09.2024
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Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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Christina Kampmann (MdL) 

SPD-Fraktion im Landtag NR Platz des Landtags 1, 4102 [Düsseldorf 

Innenpolitische Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

Fon: 0211- 8842ä18 

Christina.Kampmann@ Plandtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-n irw.de 

Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung eines schriftlichen Berichts für die Sitzung des Innenausschusses 

am 05.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 

0505.09.2024 folgenden schriftlichen Bericht:

Mutmaßlicher Angriff auf einen Taxifahrer auf Mallorca durch Essener 

Polizisten

Nach Presseberichten vom 22.08.2024 sollen deutsche Touristen auf Mallorca einen 

Taxifahrer krankenhausreif geprügelt haben. Nach Informationen des SPIEGEL soll es sich bei 

den beiden Hauptverdächtigen um Polizisten aus Essen handeln. Einer der Tatverdächtigen 

soll demnach sein Handy verloren und den Taxifahrer verdächtigt haben, es gestohlen zu 

haben. Die Touristen sollen den Fahrer deshalb geschlagen haben. Der Mann sei mit mehreren 

Knochenbrüchen in ein Krankenhaus gekommen.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu dem Vorfall.

22.08.2024
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Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 05.09.2024

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses

am 0505.09.2024 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Drogenkrieg in NRW - -

ergriffen?

In den vergangenen Wochen kam es in Nordrhein-Westfalen zu mehreren Gewalttaten, die 

mutmaßlich auf Täter zurückgehenen, die der croro- zuordnen sind. Der in den 

Niederlanden geprägte Begriff der - bezieht sich auf Gruppierungen, die vor 

allem in der organisierten Drogenkriminalität aktiv sind und deren Mitglieder insbesondere 

aus dem marokkanischen Einwanderermilieu niederländischer Großstädte stammen. Sie sind

in den Niederlanden für ihre Brutalität und Skrupellosigkeit berüchtigt und werden dort mit 

Auftragsmorden und anderen Gewalttaten in Verbindung gebracht. In Nordrhein-Westfalen 

sollen mehehrere Sprengstoffexplosionen in Köln, Düsseldorf, Duisburg, Engelskirchen und 

Solingen auf ihr Konto gehen. In Solingen kam dabei ein 17-jähriger Jugendlicher ums Leben. 

Nach Presseberichten wird vermutet, dass er möglicherweise den Auftrag hatte, einen 

Sprengsatz in ein Wettbüro zu werfen. Der Sprengsatz könnte demnach aber zu früh

explodiert sein. Ihren vorläufigen Höhepunkt erreichten die Gewalttaten am 05.07.2024, als 

zwei Personen aus Bochum entführt und offenbar im Keller einer Villa in Köln-Rodenkirchen 

festgehalten und gefoltert wurden. Dabei soll nach Presseberichten einer der entführten 

23.08.2024
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Personen ein Mitglied der libanesischen Al-Zein-Großfamilie sein, die teilweise der Clan-

Kriminalität zugerechnet und mit schweren Straftaten in Verbindung gebracht wird. Dem SEK 

gelang es die Geiseln zu befreien und zwischenzeitlich mehrerere Tatverdächtige festzunehmen. 

Das Motiv hinter den Sprengstoffanschlägen und der Entführung sollen nach Angaben von 

Polizei und Staatsanwaltschaft Drogengeschäfte im Millionenwert sein. Bei einem Deal sollen 

mehrere hundert Kilo Drogen verschwunden sein. 

Zuletzt kam es vor einem Wohnhaus im Düsseldorfer Medienhafen in der Nacht vom 18. auf 

den 19.08.2024 zur Explosion eines Sprengsatzes. Auch hier könnten nach Polizeiangaben 

möglicherweise Mocro-Mafia hinter der Tat stecken.

Zudem wird nach Presseberichten vom 15.08.2024 ein 25- jähriger Polizist aus Bonn 

veverdächtigt, im Zusammenhang mit den Ermittlungen zu den Auseinandersetzungen zwischen 

den Drogenbanden interne Abfragen im polizeilichen System getätigt und die erhaltenen 

Informationen gegen Geld weitergegeben zu haben. Des Weiteren soll der Beamte 

Informationen zu Beteiligten und Abläufen im Drogenkrieg erhalten haben, diese jedoch nicht 

an seine Kollegen weitergegeben haben. Der Polizeikommissar sei vor dem Hintergrund der 

Anschuldigungen von seinen Dienstgeschäften entbunden worden. 

Nach den Medienberichten wird der Polizeibeamte zudem verdächtigt, Verbindungen in die 

islamistische Szene zu haben. So sei der Bruder des Polizisten den Behörden wegen des 

Verdachts der Geldwäsche und der Terrorfinanzierung bekannt. Für seinen Bruder soll der 

Beamte die polizeiliche Fahndungs- und Fallbearbeitungsplattform Viva angeklickt haben. Im 

Raum stehe demnach der Verdacht, dass er in Erfahrung bringen wollte, welche 

Informationen die Behörden zu seinem Bruder haben.

Vor diesem Hintergrund bibitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den 

aktuellen Ereignissen in Nordrhein-Westfalen, die im Zusammenhang mit der MoMocroro-Mafia

und dem Verdacht gegen den Bonner Polizeibeamten stehen. Wir bitten die Landesregierung 

diesbezüglich insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

� Welche Maßnahmen wird die Landesregierung zur Bekämpfung der MoMocroro-Mafia

einleiten?

� Welche Maßnahmen wird die Landesregierung zur verstärkten Bekämpfung der 

Organisierten Kriminalität insgesamt einleiten?

� Welche aktuellen Erkenntnisse gibt es zu den Vorwürfen gegen den Polizisten aus Bonn 

im Zusammenhang mit seinen mutmaßlichen Verbindungen zu Drogenbanden bzw. zum 

islamistischen Milieu?
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� Welche Sicicherheitsvorkehrungen gibt es, um zu verhindern, dass Kriminelllle oder 

Extremisten den Versuch unternehmen, Sicherheitsbehörden zu unterwandern? 

2.2. Welche Einsparungen plant die Landesregierung bei Polizei und innerer Sicherheit?

Innenminister Reul hat nach Presseberichten die 47 Kreispolizei- und drei 
Landesoberbehörden in Nordrhein-Westfalen zu massiven Sparmaßnahmen im 
Tagesgeschäft aufgefordert. Da die vorgesehenen Haushaltsansätze für das Jahr 2025 um 
rund 86 Millionen Euro hinter den ursprünglichen Anforderungen zurückblieben, sollen 
demnach z.B. Stromverbräuche in Polizeiwachen deutlich reduziert werden und weniger 
Aufzugfahrten vorgenommen werden. Streifenwagen sollen zukünftig länger gefahren, 
Dienstreisen in Zeiten von Online-Meetings gestrichen und nicht mehr benötigte Helme 
aus dem Streifendienst als Ausrüstung für die Ausbildung genutzt werden. 
Haushaltsgeräte, die nicht für den polizeilichen Dienstbetrieb erforderlich sind, sollen 
nach den Berichten reduziert und anstehende Gebäudesanierungen überprüft bzw.
zurückgestellt werden. Welche Maßnahmen jeweils geeignet sind, soll danach von den 
individuellen lokalen Gegebenheiten der verschiedenen Standorte abhängen. Die 
Sparmaßnahmen sollen zu teilweise heftigen Klagen und zu Widerstand sowohl im 
Polizeiapparat als auch im Innenministerium geführt haben. So seien Warnungen vor 

nnenminister Reul sei 
aufgefordert worden, fragwürdige Pläne zurückzunehmen. 

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu den geplanten Einsparungen. 

Wir bitten dabei insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

� Welche Sparmaßnahmen wurden den Kreispolizeibehörden und den 

Landesoberbehörden konkret im Einzelnen unterbreitet?

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen - gerade auch vor dem 

Hintergrund einer zunehmend angespannten Sicherheitslage - auf die Einsatzfähigkeit 

der Polizei und damit auf die Sicherheit im Land?

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen nach Einschätzung der 

Landesregierung auf die Motivation in der Polizei? 

� Welche Auswirkungen haben die geplanten Einsparungen im Ministerium des Innern?
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3.3. Sind strengere Anforderungen bei der Überprüfung des Personals von privaten 
Sicherheitsfirmen erforderlich?

Im Zusammenhang mit dem NRW-Tag in Köln am 17./18.08.2024 wurde bekannt, dass 
von privaten Sicherheitsfirmen mindestens zwei Sicherheitskräfte eingesetzt worden sein 
sollen, die vorher durch Straftaten auffielen und dadurch als Sicherheitsrisiko anzusehen 
waren. Sie sollen nach Recherchen des WDR der Kölner Polizei bei einer Verkehrskontrolle 
zufällig aufgefallen sein, als sie auf dem Weg zum NRW-Tag waren, um dort ihren Dienst 
anzutreten. Die beiden Männer sollen daraufhin nach Hause geschickt worden sein.

Nach Pressenrecherchen soll es demnach im Zusammenhang mit dem NRW-Tag offenbar 
keine systematische Überprüfung der dort eingesetzten Kräfte von privaten 
Sicherheitsfirmen gegeben haben. Zwar trug hierfür zunächst die Stadt Köln die 
Verantwortung. Diese erklärte jedoch gegenüber dem Kölner Stadt-Anzeiger, dass eine 
Überprüfung des Sicherheitspersonals durch Polizei und Verfassungsschutz bei 
Veranstaltungen dieser Art nicht üblich und auch nicht verpflichtend sei. Auch bei anderen 
großen Veranstaltungen wie beispielsweise der Gamescom, dem Köln-Marathon oder 
dem CSD fänden keine Überprüfungen statt, die über die gesetzlichen Vorgaben 
hinausgehen. Dafür habe es auch beim NRW-Tag keine Anforderung gegeben. 

Erst vor zwei Wochen nahm die Polizei in Wien einen mutmaßlichen Anhänger der 

Konzerts der Sängerin Taylor Swift geplant haben soll. Dafür soll er sich bei einem 
Sicherheitsunternehmen beworben haben. Vor dem Hintergrund der verschärften 
Sicherheitslage stellt sich deshalb die Frage, inwiefern zur Gefahrenabwehr die Regeln zur 
Überprüfung des Personals von privaten Sicherheitskräften insbesondere bei 
Großveranstaltungen strenger gefasst werden müssen, so dass eine solche Überprüfung 
verpflichtend stattfindet.

Wir bitten die Landesregierung in einem schriftlichen Bericht um eine Einschätzung des 

Vorfalls. Wir bitten in diesem Zusammenhang insbesondere um die Beantwortung 

folgender Fragen:   

� Nach welchen Kriterien bzw. rechtlichen Voraussetzungen wird die Zulässigkeit des 
Einsatzes von privaten Sicherheitsfirmen genehmigt?

� Werden Sicherheitsfirmen durch das Innenministerium in irgendeiner Form 
akkreditiert?
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� Welche rechtlichen Anforderungen gibt es hinsichtlich der Sicherheitsüberprüfungen 
des Personals von privaten Sicherheitsdiensten?

� Wie häufig sind Sicherheitsüberprüfungen zu erneuern?

� Welche Schlüsse zieht der Innenminister aus den jetzt bekannt gewordenen Vorfällen in 
Köln und im Zusammenhang mit dem Konzert von Taylor Swift in Wien?

4.4. Wie ist die Entwicklung bei queerfeindlichen Übergriffen in Nordrhein-Westfalen?

Nach einem Bericht des Kölner Stadt-Anzeigers vom 17.07.2024 häufen sich unter queeren 

Menschen die Sorgen vor zunehmenden Übergriffen. Immer wieder würden Betroffene von 

entsprechenden Vorfällen berichten. So wird in dem Bericht ein Vorstandsmitglied des

queeren Jugendzentrums Anyway in Köln mit den Worten zitiert, dass die Stimmung gegen 

junge queere Menschen in Teilen der Gesellschaft kippe. Dies merke man etwa an vermehrten 

Hasskommentaren gegen das Jugendzentrum im Internet, aber auch an Übergriffen direkt vor 

der Haustür des Zentrums. Auch ein Vorstandsmitglied der Wirtegemeinschaft in der Kölner 

Schaafenstraße - Kölns bekanntester Partymeile für queere Menschen - berichtet in dem 

Artikel über eine Zunahme von Übergriffen. Laut Statistik des Bundeskriminalamtes hat es im 

Jahr 2023 bundesweit 1499 Straftaten - darunter 288 Gewaltdelikte - im Zusammenhang mit 

sexueller Orientierung gegeben. Das entspricht einem Anstieg von knapp 50 Prozent. In dem 

Bericht des Kölner Stadt-Anzeigers wird zudem der Queer-BeBeauftragte der Kölner Polizei

zitiert, nach dem bei queerfeindlichen Delikten insbesondere auch das Dunkelfeld sehr groß 

sei. Offizielle Statistiken würden daher bei weitem das reale Ausmaß nicht widerspiegeln. 

Studien gingen bei geringfügigen Straftaten, wie etwa Beleidigungen, von einem Dunkelfeld 

von 80 bis 90 Prozent aus. Schwerwiegendere Straftaten wie Körperverletzungen würden 

zwar häufiger angezeigt, doch auch hier gingen Studien von einem Dunkelfeld von bis zu 60 

Prozent aus.

Wir bitten die Landesregierung in diesem Zusammenhang um einen schriftlichen Bericht und 

insbesondere um Beantwortung folgender Fragen:

� Wie war die Entwicklung bei den statistisch erfassten Delikten gegen die sexuelle 

Orientierung/geschlechtliche Identität in Nordrhein-Westfalen im Zeitraum von 2018 bis 

heute?

� Um welche Delikte handelte es sich dabei im Einzelnen und wie hoch war ihr jeweiliger 

Anteil an den insgesamt in diesem Bereich erfassten Straftaten?
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� Welche Erkenntnisse gibt es über Tätermotive (z.B. politisch oder religiös motivierte 

Taten) bzw. Tätergruppen?

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um queere Menschen besser vor 

Übergriffen zu schützen bzw. um entsprechende Übergriffe zu bekämpfen?

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung insbesondere zur Aufhellung des 

Dunkelfelds und zur Verbesserung der Anzeigenbereitschaft bei queerfeindlichen 

Übergriffen? 

5.5. Wie viele Ermittler werden zur Bekämpfung von Cyberkriminalität eingestellt?

Die Zahl der Straftaten, die durch die Nutzung von Informationstechnik bzw. über das Internet 

begangen werden, nimmt seit Jahren rapide zu. Cyberkriminalität spielt mittlerweile eine 

zentrale Rolle bei der Kriminalitätsentwicklung und kommt dabei auf unterschiedliche Art und 

Weise und in verschiedenen Deliktsbereichen vor. Beispiele sind Sabotage- oder 

Spionageaktionen gegen Wirtschaftsunternehmen und staatliche Institutionen sowohl durch 

Akteure ausländischer Staaten als auch durch nichtstaatliche Akteure, die Verbreitung von 

politisch motivierter Hasskriminalität und Desinformation über soziale Medien im Internet 

oder aber Betrugsdelikte, Daten- und Identitätsdiebstahl, Cybermobbing oder 

Kindesmissbrauch. Insbesondere eröffnen die aktuellen Entwicklungen im Bereich der 

Künstlichen Intelligenz in einem hohen Ausmaß auch für Kriminelle neue 

Betätigungsmöglichkeiten.

Wir bitten die Landesregierung in diesem Zusammenhang um die Beantwortung folgender 

Fragen:

� Wie viele Ermittler sind aktuell zur Bekämpfung von Cyberkriminalität in Nordrhein-
Westfalen tätig (bitte aufschlüsseln nach Polizeibehörde)?

� Wie sehen die weiteren Planungen der Landesregierung im Hinblick auf die Einstellung 

von Ermittlern zur Bekämpfung von Cyberkriminalität aus?

� Plant die Landesregierung in diesem Bereich weitere Maßnahmen zur Einstellung von 

Spezialisten - insbesondere aus dem IT-Bereich - als Quereinsteiger ? 

Wenn ja - um welche Maßnahmen handelt es sich? 
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Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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1 

AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 26. August 2024 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 38. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 38. Sitzung des Innenausschusses am 5. September 2024 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Wer sich wehrt, darf bleiben – Abschiebeversagen per Anweisung an die Polizei 

„Wenn sich der Betroffene weigert, in das Flugzeug zu steigen bzw. auf eine andere 
Art versucht, sich der Abschiebung zu widersetzen (aktiver/passive Widerstand), 
kann dieser auf freien Fuß gesetzt werden und eigenständig zu der ihm zugewiese-
nen Unterkunft zurückreisen.“1

So lautet ein Teil der Dienstanweisung vom 26. Juli 2024, die als Brief der Landesaufnahme-
behörde Niedersachsen an die Bundespolizei am Flughafen Düsseldorf versandt wurde. Diese 
steht im absoluten Widerspruch zu der von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) vor knapp einem 
Jahr versprochenen Kampagne, „endlich im großen Stil abschieben“ zu wollen. Daher kritisiert
der stellvertretende Vorsitzende der Bundespolizei-Gewerkschaft (DPolG), M. Ostermann, zu-
recht, dass „unser Rechtsstaat […] ad absurdum geführt“ werde, „wenn sich Migranten durch
passiven oder aktiven Widerstand einer Abschiebung entziehen können.2

Der Fall eines 38 Jahre alten Mannes von der Elfenbeinküste zeigt, dass nicht nur Ausreise-
pflichtige schnell einer Abschiebung entgehen, sondern die eingesetzten Polizeibeamten einer 

1 https://www.bild.de/politik/inland/abschiebungen-wer-sich-gegen-die-polizei-wehrt-darf-bleiben-
66c5b90bae4dcc0aa5ca7086. 
2 Ebenda. 
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potenziellen Gefährdung ausgesetzt und auch verletzt werden. Auf dem Weg zum Flugzeug 
griff der Ivorer zwei Polizisten an und verletzte einen von ihnen durch Faustschläge gegen den 
Kopf und den anderen durch einen Biss in die Hand. Das Ergebnis: Beide Beamte mussten 
mit dem Rettungswagen in ein Krankenhaus gebracht werden, wo zum einen der Verdacht auf 
eine Gehirnerschütterung bestand sowie eine tiefe Bisswunde diagnostiziert wurde. Oster-
mann führte dazu aus: 

„[…] Der Angreifer hat sich nicht zum ersten Mal bei der Abschiebung widersetzt.
Genau deshalb mussten wir ihn auf Weisung der Ausländerbehörde absurder-
weise wieder freilassen. Und nur so konnte er jetzt meine Kollegen angreifen und 
verletzen.“3

Gleichzeitig fordert er bundeseigene Abschiebeplätze, eine Sechs-Monatsfrist in Abschiebe-
haft zur Passersatzpapierbeschaffung und die Zuständigkeit der Bundespolizei für die Ab-
schiebungen.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Abschiebungen wurden seit 2015 bis heute pro Monat verhindert, weil der 
Ausreispflichtige aktiven oder passiven Widerstand leistete? (Bitte einzeln auflisten.) 

2. Wie viele Polizeibeamte wurden bei den in Frage 1 abgefragten Abschiebeversuchen 
jeweils verletzt? 

3. Wie viele der in Frage 1 genannten Ausreisepflichtigen wurden letztendlich erfolgreich 
abgeschoben? 

4. Wie bewertet die Landesregierung die Dienstanweisung vom 26. Juli 2024, die als Brief 
der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen an die Bundespolizei am Flughafen Düs-
seldorf versandt wurde? 

II. 

Essen und Köln: Taxifahrer fährt absichtlich Frauen um – Handelte es sich dabei um 
ein Attentat? 

Am Montagabend, den 5. August 2024, fuhr ein 44-jähriger Jordanier mit seinem Taxi in Essen 
eine 50 Jahre alte Frau um, als diese gerade die Straße auf einem Zebrastreifen überqueren 
wollte. Videoaufnahmen zeigen, wie der mutmaßliche Täter sogar noch einmal umdrehte, um 

3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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die Frau ein zweites Mal zu überfahren. Die Fußgängerin erlitt dabei lebensgefährliche Verlet-
zungen und musste in ein Krankenhaus gebracht werden.5

Der aus Velbert stammende Täter flüchtete nach Köln, wo er weitere Frau gezielt mit seinem 
Taxi umfuhr. Zunächst erfasste er zwei Fußgängerinnen (22, 27) auf der Straße Kleine Buden-
gasse. Mit schweren Verletzungen wurden die beiden Opfer in ein Krankenhaus gebracht. An-
schließend raste der Tatverdächtige in die Mühlengasse und fuhr auf drei weitere junge Frauen 
zu, die im letzten Moment zur Seite springen konnten und leichte Verletzungen davontrugen. 
Ein Kellner, der den Vorfall beobachtete, verfolgte das Taxi und stellte sich ihm auf der Großen 
Neugasse entgegen. Der Fahrer sei ohne zu bremsen auf ihn zugefahren und habe den Kellner 
trotz eines Sprungs zur Seite, mit einem Außenspiegel touchiert. Polizeibeamten gelang es 
schließlich, den Jordanier festzunehmen. Es bestand der Verdacht, dass der Fahrer unter Dro-
geneinfluss stand. Zudem wurde Kokain in seinem Taxi gefunden.6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang, Vorstrafen des Tatver-
dächtigen und Straftatbestände nennen.) 

2. Über welche Staatsbürgerschaften verfügt der Tatverdächtige? (Bitte Vornamen und 
Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

3. Seit wann ist der Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft? 

4. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

III. 

Mönchengladbach: Syrer greift Polizisten an und flüchtet 

Am Dienstagabend, den 20. August 2024, klingelte ein 29 Jahre alter Syrer gegen 20:45 Uhr 
am Hauptbahnhof in Mönchengladbach und kündigte an, dass er die Polizei schlagen wolle 
und randalierte. Als er anschließend zu einem Streifenwagen ging, versuchten die Polizeibe-
amten, seine Personalien zu überprüfen. Daraufhin warf der Mann sein Fahrrad zur Seite, zog 
sich aus und flüchtete. Nachdem die Polizisten ihn auf der Hindenburgstraße stellten, griff der 
Syrer den Beamten mit geballten Fäusten an. Zudem trat er einen Polizisten am Kopf und 

5 Vgl. https://www.nius.de/news/auto-anschlag-taxifahrer-drehte-in-essen-um-und-wollte-opfer-zweites-
mal-ueberfahren/8c42ffe8-f34e-4bd2-9b62-fb31b788c76a. 
6 Ebenda. 
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versuchte, deren Schlagstock und Dienstwaffe zu ergreifen. Durch den Einsatz von Pfeffer-
spray und einem Schlag auf den Oberschenkel wurde der Angreifer schließlich überwältigt. 
Die Polizeibeamten erlitten bei dem Vorfall leichte Verletzungen.7

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tatverdächtigen, Tathergang, Vor-
strafen des Tatverdächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften des Tatverdäch-
tigen, seit wann der Tatverdächtige im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft ist, 
Vornamen und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei einem deutschen Tatverdächtigen 
und sonstige polizeiliche Erkenntnisse über den Tatverdächtigen nennen.) 

2. Wie viele Straftaten gab es am/im Hauptbahnhof Mönchengladbach von 2015 bis 
heute? (Bitte nach Jahr und Delikten aufschlüsseln.) 

3. Wie viele Durchsuchungen von Personen fanden im Hauptbahnhof Mönchengladbach 
seit dem 1. Januar 2020 bis heute pro Jahr statt, bei denen legale bzw. illegale Waffen 
sichergestellt wurden? (Bitte nach Monat und Waffenart aufschlüsseln sowie Ge-
schlecht, Alter, Staatsbürgerschaften und sonstige polizeiliche Erkenntnisse über die 
durchsuchten Personen nennen.) 

4. Wie viele Straftaten gab es seit 2015 bis heute pro Jahr in Mönchengladbach? 

IV. 

Düsseldorf: Explosion vor Hochhaus – Hat die „Mocro-Mafia“ wieder zugeschlagen? 

In den vergangenen Wochen war es mehrfach zu Explosionen vor Wohn- und Geschäftshäu-
sern in Nordrhein-Westfalen gekommen. Erst am 12. August 2024 detonierte en Brandsatz vor 
einem Mehrfamilienhaus in Köln. Nun wurden Anwohner in der Nacht zu Montag, den 19 Au-
gust 2024, in Düsseldorf durch einen Knall aus dem Schlaf gerissen. Gegen 01:00 Uhr wurde 
die Feuerwehr zur Speditionsstraße im Düsseldorfer Medienhafen gerufen, da mehrere Anru-
fer eine Explosion meldeten. Vor Ort konnte die Feuerwehr Schmauchspuren im Eingangsbe-
reich eines Hochhauses feststellen, in dem sich Wohnungen sowie ein Restaurant befindet. 
Was die Explosion verursacht hat, sei noch unklar. Eine Sprecherin der Polizei erklärte, dass 
die Ermittler überprüfen werden, ob hinter der Tat die niederländische „Mocro-Mafia“ stecken
könnte.8

7 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/moenchengladbach-mann-attackiert-polizei-am-haupt-
bahnhof-66c5de21199d30434f6c1d2b. 
8 Vgl. https://www.bild.de/regional/duesseldorf/explosion-in-duesseldorf-erneuter-bombenanschlag-der-
mocro-mafia-66c2e056608e0b66ccddf034. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tatverdächtige, Tathergang, Vor-
strafen der Tatverdächtigen, Straftatbestände, Staatsbürgerschaften der Tatverdächti-
gen, seit wann die Tatverdächtigen im Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft sind, 
Vornamen und Mehrfachstaatsangehörigkeit bei deutschen Tatverdächtigen und sons-
tige polizeiliche Erkenntnisse über die Tatverdächtigen nennen.) 

V. 

Wieder mehr Tote durch „Zombie-Droge“ Fentanyl – Wie gefährdet ist NRW? 

In den USA sterben nach Angaben des Bundesdrogenbeauftragten etwa 100.000 Menschen 
im Jahr an den Folgen des Konsums synthetischer Opioide – insbesondere Fentanyl. Opfer-
zahlen, die in Deutschland zum Glück nicht annähernd erreicht werden. Zudem hat das Innen-
ministerium mit Antwort vom 12. März 2024 auf den Berichtswunsch der Fraktion der SPD vom 
1. März 2024 mitgeteilt, dass „eine mit den USA vergleichbare Ausbreitung von Fentanyl […]
nach Einschätzung des LKA derzeit nicht zu erwarten“ sei.9

Nun hat das Innenministerium bekannt gegeben, dass im vergangenen Jahr insgesamt 28 
Todesopfer im Zusammenhang mit Fentanyl und anderen synthetischen Opioiden registriert 
wurden. Nach einem Tiefstand 2020 mit sechs Drogentoten, stieg somit die Zahl wieder an. 
Die weitaus meisten Todesopfer waren dabei Männer. Außerdem war die Altersgruppe ab 40 
Jahren am häufigsten betroffen. Fentanyl, das 100 mal tödlicher ist als Heroin, kann ge-
schluckt, gespritzt, geschnupft, geraucht oder auch als Pflaster angewandt werden.10

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Drogentote gab es im ersten Halbjahr 2024 in NRW? (Bitte differenziert nach 

Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit auflisten.) 

2. Wie viele dieser Todesfälle standen nach Kenntnis der Landesregierung im Zusam-

menhang mit dem Konsum von Fentanyl oder anderen synthetischen Opioiden? 

3. In wie vielen Fällen wurden im ersten Halbjahr 2024 in NRW bei (Schnell-)Tests, u. a. 

in Drogenkonsumräumen, Spuren von Fentanyl oder anderen synthetischen Opioiden 

9 Vgl. Antwort der Landesregierung vom 12. März 2024, Drucksache 18/2383. 
10 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/schock-zahlen-in-nrw-wieder-mehr-tote-durch-
zombie-droge-fentanyl-66b9f08f6ca156290cb3fe7b. 
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festgestellt? (Bitte differenziert nach Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit auflis-

ten.) 

Markus Wagner, MdL 
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CHRISTINA KAMPMANN MDL 

Innenpolitische Sprecherin 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

Frau 

Angela Erwin MdL 

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

29.08.2024 

Beantragung eines mündlichen Berichts für die Sitzung des Innenausschusses am 

05.09.2024 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des 

Innenausschusses am 05.09.2024 nachfolgenden mündlichen Bericht: 

Schusswaffeneinsätze gegen mit Messern bewaffnete Männer in Moers und in 

Recklinghausen 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2518 
Mail: 
christina.kampmann@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

Wie übereinstimmenden Medienberichten zu entnehmen ist, kam es in Moers am 

27.08.2024 zu einem Polizeieinsatz, weil ein 26-jähriger Mann in einem Wohnviertel 

Passanten bedroht und tätlich angegriffen haben soll. Während des Einsatzes soll es zu 

einem Schusswaffeneinsatz seitens der am Einsatzort befindlichen Polizisten 

gekommen sein. Infolgedessen sei der Mann tödlich verletzt worden. Zuvor soll er sich, 

mit zwei Messern bewaffnet, den Polizisten in bedrohlicher Weise genähert haben und 

trotz wiederholter und unmissverständlicher Aufforderung seitens der Polizisten die 

Messer nicht abgelegt haben. In den Pressemeldungen wird auf Augenzeugen 

verwiesen, die von mindestens vier Schüssen sowie von darauffolgenden, letztlich 

erfolglosen Reanimationsversuchen berichteten. Neben dem verstorbenen Täter sollen 

keine weiteren Personen verletzt worden sein. 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 
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Von in der Berichterstattung zu Wort kommenden Anwohnern wird zu den 

Hintergründen der Tat berichtet, dass der Mann psychisch krank gewesen sei und er 

bereits zwei Monate zuvor Auslöser eines Polizeieinsatzes gewesen sein soll. 

Ein weiterer Messerangriff soll nach Medienberichten am Abend des 28.08.2024 in 
Recklinghausen vorgefallen sein. Demnach soll ein 33-jähriger Mann in einem 

Mehrfamilienhaus randaliert und dabei ein Messer bei sich geführt haben. Als die 

alarmierten Beamten eintrafen, habe sich eine Bedrohungssituation für die 
Einsatzkräfte entwickelt. Infolgedessen sei es zu einem Schusswaffengebrauch 

gekommen. Durch die Schüsse habe der Mann tödliche Verletzungen erlitten. 

Wir bitten die Landesregierung um einen mündlichen Bericht über die beiden Vorfälle 

und den aktuellen Stand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Christina Kampmann MdL 

Innenpolitische Sprecherin 

Seite 2 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 
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